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AsylG 2005 8§10
AsylG 2005 83 Abs1
AsylG 2005 88 Abs1
AVG 866 Abs4

1. AsylG 2005 § 10 heute

2. AsylG 2005 § 10 gtiltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

4. AsylG 2005 § 10 glltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

5. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

6. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

7. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011

8. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
10. AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
11. AsylG 2005 & 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007

1. AsylG 2005 § 3 heute

2. AsylG 2005 § 3 gliltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

4. AsylG 2005 § 3 gultig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

5. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

6. AsylG 2005 § 3 gltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

1. AsylG 2005 § 8 heute

2. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.03.2027 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 63/2025

3. AsylG 2005 § 8 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

4. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 145/2017

5. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 84/2017

6. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

7. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 87/2012

8. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
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1. AVG 8 66 heute
2. AVG § 66 gultig ab 01.01.1999zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 158/1998
3. AVG 8§ 66 gultig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

Spruch
B2 312.384-1/2008/9E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat gemal? 88 61 Abs. 1, 75 Abs. 7 AsylG 2005 idFBGBI. | Nr. 100/2005 (AsylG) iVm § 66 Abs. 4 AVG
1991 durch die Richterin Mag. Barbara Magele als Vorsitzende und den Richter Dr. Karl Ruso als Beisitzer Uber die
Beschwerde des XXXX, StA. Republik Kosovo, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 14.05.2007, ZI. 07 02.355-
EAST West, zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat gemal Paragraphen 61, Absatz eins, 75, Absatz 7, AsylG 2005 in
der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG) in Verbindung mit Paragraph 66, Absatz 4, AVG 1991
durch die Richterin Mag. Barbara Magele als Vorsitzende und den Richter Dr. Karl Ruso als Beisitzer Uber die
Beschwerde des rémisch 40, StA. Republik Kosovo, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 14.05.2007, ZI. 07
02.355-EAST West, zu Recht erkannt:

Die Beschwerde vom 29.05.2007 wird mit der Mal3gabe, dass der Herkunftsstaat Republik Kosovo zu lauten hat, gemald
88 3 Abs. 1, 8 Abs. 1 AsylG abgewiesen.Die Beschwerde vom 29.05.2007 wird mit der Mal3gabe, dass der Herkunftsstaat

Republik Kosovo zu lauten hat, gemaf Paragraphen 3, Absatz eins, 8, Absatz eins, AsylG abgewiesen.

Der Beschwerde gegen Spruchpunkt Ill. des angefochtenen Bescheides wird gemal38 66 Abs. 4 AVG stattgegeben und
dieser ersatzlos behoben.Der Beschwerde gegen Spruchpunkt rémisch drei. des angefochtenen Bescheides wird

gemal’ Paragraph 66, Absatz 4, AVG stattgegeben und dieser ersatzlos behoben.
Text

Entscheidungsgrinde:

I. Gang des Verfahrensrémisch eins. Gang des Verfahrens

1. Der Beschwerdeflhrer, ein Staatsangehoriger der Republik Kosovo und Angehdriger der albanischen Volksgruppe,
stellte am 05.03.2007 einen Antrag auf internationalen Schutz, wobei er seine Identitat durch Vorlage eines UNMIK-
Personalausweises, ausgestellt am XXXX in Pristina, sowie eines UNMIK-Fuhrerscheins, ausgestellt am XXXX, belegte.1.
Der Beschwerdefuhrer, ein Staatsangehoriger der Republik Kosovo und Angehoriger der albanischen Volksgruppe,
stellte am 05.03.2007 einen Antrag auf internationalen Schutz, wobei er seine Identitat durch Vorlage eines UNMIK-
Personalausweises, ausgestellt am rémisch 40 in Pristina, sowie eines UNMIK-Fuhrerscheins, ausgestellt am romisch
40, belegte.

Bei der Erstbefragung durch Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes am 06.03.2007 gab der Beschwerdefthrer an,
er habe vor seiner Ausreise in XXXX gelebt, wo auch seine Eltern und zwei Bruder aufhaltig seien. Seine Schwester sei
in XXXX aufhaltig. Er habe den Herkunftsstaat verlassen, da er in seiner Heimat ein Madchen kennen gelernt habe, mit
der er auch Sex gehabt habe. Seine Familie habe ihm nicht erlaubt, dieses Madchen zu heiraten. Deren Eltern hatten
ihn jedoch mit dem Umbringen bedroht, sollte er das Madchen nicht heiraten. Deshalb habe er seine Heimat verlassen
und sei hier her gekommen. Er habe Angst vor den Eltern des Madchens.Bei der Erstbefragung durch Organe des
offentlichen Sicherheitsdienstes am 06.03.2007 gab der Beschwerdefihrer an, er habe vor seiner Ausreise in rémisch
40 gelebt, wo auch seine Eltern und zwei Brider aufhaltig seien. Seine Schwester sei in romisch 40 aufhaltig. Er habe
den Herkunftsstaat verlassen, da er in seiner Heimat ein Madchen kennen gelernt habe, mit der er auch Sex gehabt
habe. Seine Familie habe ihm nicht erlaubt, dieses Madchen zu heiraten. Deren Eltern hatten ihn jedoch mit dem
Umbringen bedroht, sollte er das Madchen nicht heiraten. Deshalb habe er seine Heimat verlassen und sei hier her
gekommen. Er habe Angst vor den Eltern des Madchens.

2. Im Rahmen einer niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 07.05.2007 gab der
Beschwerdefiihrer erganzend an, in Osterreich lebe einer seiner Onkel. Er habe im Herkunftsstaat von 1990 bis 1998 in
XXXX die Grundschule und von 1999 bis 2003 in XXXX die Allgemeinbildende Hohere Schule besucht. Von 2003 bis
2006 habe er in XXXX auf der elterlichen Landwirtschaft als Landarbeiter gearbeitet. Derzeit sei er mittellos und habe
keine Unterstitzung. Er lebe zwar bei seinem Onkel in Linz, doch sei dieser auch Asylwerber und kénne ihn nicht
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unterstitzen. In Osterreich, im Bereich der EU bzw. in Norwegen oder Island habe er keine weiteren Verwandten. Zu
den Fluchtgrunden befragt, gab der Beschwerdeflhrer an, er habe mit der Familie eines Madchens Probleme gehabt,
mit der er drei Jahre lang eine Beziehung gefiihrt habe. Seine Familie sei mit ihr nicht einverstanden gewesen, weshalb
er die Beziehung im Februar 2007 beendet habe. Die Briider des Madchens hatten ihn dann gefragt, warum er sie
verlassen habe und hatten ihn sogar ein Mal auf der Stral3e geschlagen. Sie hatten ihm gedroht und gesagt, wenn er
ihre Schwester nicht heiratete, wirden sie ihn umbringen. Da seine Familie auch nicht bereit gewesen sej,
nachzugeben, sei er geflichtet. Vor etwa einem Monat habe er mit seinem Vater telefoniert. Dieser habe ihm
mitgeteilt, dass die Brider des Madchens bei ihm zu Hause gewesen seien und nach ihm gefragt hatten. Sein Vater
habe ihm gesagt, dass er die ganze Geschichte mit einem Rechtsanwalt klaren wolle. Sobald das erledigt sei, kehre er
freiwillig in den Kosovo zurtick. Ansonsten habe er keine weiteren Probleme im Herkunftsstaat. Er habe Angst vor den
Bridern seiner Ex-Freundin. Von Seiten des Staates habe er keine Verfolgung zu beflirchten. Die letzten drei Jahre
habe er bei seinen Eltern gelebt. Seine Eltern seien der Meinung, dass die Familie des Madchens nicht zu ihnen passe.
Deswegen habe er sie auch nicht heiraten dirfen. Sie hatten etwa vor einem Jahr von der Beziehung zu diesem
Madchen erfahren und maéchtigen Druck auf ihn ausgelbt. Befragt, ob er den Vorfall mit den Bridern seiner Ex-
Freundin, als er geschlagen worden sei, genauer schildern kdnne, gab der Beschwerdefiihrer an, dass er auf dem Weg
von XXXX nach Hause von zwei Brudern des Madchens angehalten worden sei. Sie hatten gesagt, dass er ihre
Schwester heiraten musse. Er habe gesagt, dass seine Eltern dagegen seien. Daraufhin hatten sie ihn geschlagen und
ihm gedroht, dass sie ihn umbringen wirden, wenn er ihre Schwestern nicht heirate. Danach sei er nach Hause
gegangen. Er habe keine Anzeige erstattet, da er Angst gehabt habe, dass es noch schlimmer werden kénnte. Sie
hatten ihn auch telefonisch bedroht und ihm gesagt, dass es Probleme gabe, wenn er zur Polizei ginge. Eine Art
Vermittlungsmann versuche, zwischen den beiden Familie zu vermittlen. Sollte dieser Erfolg haben, werde er nach
Hause zurickkehren. Nach Vorhalt von Feststellungen zur aktuellen Sicherheitslage im Kosovo gab der
Beschwerdefiihrer an, dass es sehr viele ungeldste Falle im Kosovo gebe. Die KPS sei anscheinend nicht in der Lage,
diese Félle zu I6sen. Er méchte eigentlich nur voriibergehend in Osterreich bleiben. Sobald sein Problem gelést sei,
kehre er in seine Heimat zurtick.2. Im Rahmen einer niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt am
07.05.2007 gab der Beschwerdefiihrer erganzend an, in Osterreich lebe einer seiner Onkel. Er habe im Herkunftsstaat
von 1990 bis 1998 in rémisch 40 die Grundschule und von 1999 bis 2003 in romisch 40 die Allgemeinbildende Hohere
Schule besucht. Von 2003 bis 2006 habe er in romisch 40 auf der elterlichen Landwirtschaft als Landarbeiter
gearbeitet. Derzeit sei er mittellos und habe keine Unterstitzung. Er lebe zwar bei seinem Onkel in Linz, doch sei
dieser auch Asylwerber und kénne ihn nicht unterstiitzen. In Osterreich, im Bereich der EU bzw. in Norwegen oder
Island habe er keine weiteren Verwandten. Zu den Fluchtgrinden befragt, gab der Beschwerdeflihrer an, er habe mit
der Familie eines Madchens Probleme gehabt, mit der er drei Jahre lang eine Beziehung gefiihrt habe. Seine Familie sei
mit ihr nicht einverstanden gewesen, weshalb er die Beziehung im Februar 2007 beendet habe. Die Brider des
Madchens hatten ihn dann gefragt, warum er sie verlassen habe und hatten ihn sogar ein Mal auf der Stral3e
geschlagen. Sie hatten ihm gedroht und gesagt, wenn er ihre Schwester nicht heiratete, wiirden sie ihn umbringen. Da
seine Familie auch nicht bereit gewesen sei, nachzugeben, sei er gefliichtet. Vor etwa einem Monat habe er mit seinem
Vater telefoniert. Dieser habe ihm mitgeteilt, dass die Brider des Madchens bei ihm zu Hause gewesen seien und nach
ihm gefragt hatten. Sein Vater habe ihm gesagt, dass er die ganze Geschichte mit einem Rechtsanwalt klaren wolle.
Sobald das erledigt sei, kehre er freiwillig in den Kosovo zurlick. Ansonsten habe er keine weiteren Probleme im
Herkunftsstaat. Er habe Angst vor den Brudern seiner Ex-Freundin. Von Seiten des Staates habe er keine Verfolgung zu
beflrchten. Die letzten drei Jahre habe er bei seinen Eltern gelebt. Seine Eltern seien der Meinung, dass die Familie des
Madchens nicht zu ihnen passe. Deswegen habe er sie auch nicht heiraten durfen. Sie hatten etwa vor einem Jahr von
der Beziehung zu diesem Madchen erfahren und machtigen Druck auf ihn ausgetbt. Befragt, ob er den Vorfall mit den
Bridern seiner Ex-Freundin, als er geschlagen worden sei, genauer schildern kénne, gab der Beschwerdefihrer an,
dass er auf dem Weg von rémisch 40 nach Hause von zwej Bridern des Madchens angehalten worden sei. Sie hatten
gesagt, dass er ihre Schwester heiraten musse. Er habe gesagt, dass seine Eltern dagegen seien. Daraufhin hatten sie
ihn geschlagen und ihm gedroht, dass sie ihn umbringen wiirden, wenn er ihre Schwestern nicht heirate. Danach sei
er nach Hause gegangen. Er habe keine Anzeige erstattet, da er Angst gehabt habe, dass es noch schlimmer werden
konnte. Sie hatten ihn auch telefonisch bedroht und ihm gesagt, dass es Probleme gabe, wenn er zur Polizei ginge.
Eine Art Vermittlungsmann versuche, zwischen den beiden Familie zu vermittlen. Sollte dieser Erfolg haben, werde er
nach Hause zurlckkehren. Nach Vorhalt von Feststellungen zur aktuellen Sicherheitslage im Kosovo gab der



Beschwerdefiihrer an, dass es sehr viele ungeldste Falle im Kosovo gebe. Die KPS sei anscheinend nicht in der Lage,
diese Félle zu I6sen. Er méchte eigentlich nur voribergehend in Osterreich bleiben. Sobald sein Problem gelést sei,
kehre er in seine Heimat zuruck.

3. Bei einer weiteren niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 11.05.2007 tatigte der
Beschwerdefiihrer keine erganzenden Angaben.

4. Das Bundesasylamt hat mit Bescheid vom 14.05.2007, ZI. 07 02.355-EAST West, den Antrag des Beschwerdefuhrers
auf internationalen Schutz gemaR § 3 Abs. 1 AsylG 2005 abgewiesen und ihm den Status des Asylberechtigten nicht
zuerkannt (Spruchpunkt I). GemaR 8 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 wurde dem Beschwerdefuhrer der Status des subsidiar
Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Serbien, Provinz Kosovo nicht zuerkannt (Spruchpunkt I1). Weiters
wurde der Beschwerdefiihrer gemal 8 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 aus dem 6sterreichischen Bundesgebiet nach Serbien,
Provinz Kosovo, ausgewiesen (Spruchpunkt Ill).4. Das Bundesasylamt hat mit Bescheid vom 14.05.2007, ZI. 07 02.355-
EAST West, den Antrag des Beschwerdefuhrers auf internationalen Schutz gemaR Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005
abgewiesen und ihm den Status des Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt rémisch eins). Gemaf3 Paragraph
8, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG 2005 wurde dem Beschwerdeflhrer der Status des subsidiar Schutzberechtigten in
Bezug auf den Herkunftsstaat Serbien, Provinz Kosovo nicht zuerkannt (Spruchpunkt rémisch zwei). Weiters wurde der
Beschwerdefiihrer gemaR Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005 aus dem Osterreichischen Bundesgebiet nach
Serbien, Provinz Kosovo, ausgewiesen (Spruchpunkt rémisch drei).

Begrindend wurde ausgefihrt, die vom Beschwerdefihrer geltend gemachte Verfolgung durch Private kénne nicht
dem Staat zugerechnet werden. Es liege auch kein refoulmentschutzrechtlich relevanter Sachverhalt vor und stelle die
Ausweisung keinen unzuldssigen Eingriff in das Privat- oder Familienleben des Beschwerdefiihrers dar.

5. Dagegen wurde fristgerecht Beschwerde erhoben und ausgefihrt, der Beschwerdefiihrer gehére zu den jungen
Menschen im Kosovo, die einerseits nach moderner westlicher Pragung Beziehungen leben wollten, anderseits jedoch
aufgrund der Tradition und Herkunft in streng patriarchalische und muslimische Familien "eingebettet" seien, mit
deren Moralvorstellungen konfrontiert wirden und bei deren Nichteinhaltung mit empfindlichen Sanktionen zu
rechnen hatten. Hatte die Behérde auch den von ihr zitierten Sixth Annual Report 2005-2006 der Ombudsperson-
Institution im Kosovo vom Juli 2006 bericksichtigt, in dem es heil3e, dass die KPS nach wie vor mit hoher Korruption
und mangelnder praktischer Erfahrung in den eigenen Reihen zu kdmpfen habe und die Bekampfung aller Bereiche
der Kriminalitat sowie der immer noch weit verbreiteten Respektlosigkeit gegeniiber dem Gesetz in der kosovarischen
Bevolkerung die KPS vor unldsbaren Aufgaben stelle, oder auch den Bericht der UK Home Office vom Juni 2006, in dem
unter anderem lange Gerichtsverfahren, Korruption und Diskriminierung erwdhnt wirden, so hatte die Behdrde
feststellen kénnen, dass es ihm praktisch nicht méglich gewesen sei, addquaten Schutz erhalten zu kénnen. Zudem sei
auch vorgebracht worden, dass sich seine Gefahrdungslage dadurch noch verschlimmert hatte. Im Kosovo gebe es
derzeit de facto keine einem Rechtsstaat vergleichbare Situation, die von funktionierenden polizeilichen und
justiziellen Strukturen gekennzeichnet wére. Gewaltsame Ubergriffe (aus welchen Griinden auch immer) seien
permanent moglich und blieben im tatsachlichen Falle meist ohne rechtsstaatliche Sanktionen. Es seien viele Falle
bekannt, wo jemand von unbekannten Tatern bedroht worden sei und Anzeige erstattet habe. Die Behdrden hatten
entweder die Anzeige nicht angenommen oder nicht ausreichend behandelt, sodass die Aggressoren nicht inhaftiert
worden seien. Stattdessen seien diese von der Anzeige informiert worden und hatten Rache ausgeubt.

6. Der Beschwerdefiihrer sowie das Bundesasylamt wurden vom Asylgerichtshof mit Schreiben vom 22.11.2010 gemaf}
§ 45 Abs. 3 AVG Uber das Ergebnis der bisherigen Beweisaufnahme zur allgemeinen (politischen, wirtschaftlichen und
sozialen) Situation im Kosovo, zur Frage der Ruckkehrsituation des Beschwerdefiihrers sowie zu seinen familidaren und
personlichen Bindungen zu Osterreich und zum Kosovo in Kenntnis gesetzt sowie ihnen Gelegenheit zur
Stellungnahme eingerdaumt.6. Der Beschwerdefiihrer sowie das Bundesasylamt wurden vom Asylgerichtshof mit
Schreiben vom 22.11.2010 gemaR Paragraph 45, Absatz 3, AVG Uber das Ergebnis der bisherigen Beweisaufnahme zur
allgemeinen (politischen, wirtschaftlichen und sozialen) Situation im Kosovo, zur Frage der Rickkehrsituation des
Beschwerdefiihrers sowie zu seinen familidren und persénlichen Bindungen zu Osterreich und zum Kosovo in
Kenntnis gesetzt sowie ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme eingerdaumt.

7. Mit Schreiben vom 10.12.2010 nahm der Beschwerdefihrer dazu Stellung und fihrte aus, die Feststellungen des
Asylgerichtshofes wirden zur Kenntnis genommen. Der Beschwerdeflhrer beabsichtige die EheschlieBung mit der
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bulgarischen Staatsangehorigen XXXX. Derzeit werde beim Standesamt um einen Trauungstermin angesucht, damit
die Hochzeit demnachst stattfinden kdnne. Der Beschwerdefihrer lebe mit Frau XXXX in einem Haushalt und bei
beiden bestlinde eine aufrechte Hauptwohnsitzmeldung in XXXX. Frau XXXX werde in Zukunft auch einer regelmaRigen
Beschaftigung als Kellnerin nachgehen. Entsprechende Unterlagen seien beigelegt bzw. wirden umgehend
nachgereicht. Fiir den Beschwerdefiihrer sei es daher von besonderer Wichtigkeit, dass er in Osterreich bleiben
kdnne.7. Mit Schreiben vom 10.12.2010 nahm der Beschwerdefuhrer dazu Stellung und fihrte aus, die Feststellungen
des Asylgerichtshofes wirden zur Kenntnis genommen. Der Beschwerdeflhrer beabsichtige die EheschlieBung mit der
bulgarischen Staatsangehorigen romisch 40 . Derzeit werde beim Standesamt um einen Trauungstermin angesucht,
damit die Hochzeit demndachst stattfinden kdnne. Der Beschwerdeflhrer lebe mit Frau rémisch 40 in einem Haushalt
und bei beiden bestiinde eine aufrechte Hauptwohnsitzmeldung in romisch 40 . Frau rémisch 40 werde in Zukunft
auch einer regelmafiigen Beschaftigung als Kellnerin nachgehen. Entsprechende Unterlagen seien beigelegt bzw.
wlrden umgehend nachgereicht. Fir den Beschwerdeflhrer sei es daher von besonderer Wichtigkeit, dass er in
Osterreich bleiben kénne.

Zur Vorlage gebracht wurde die Kopie eines bulgarischen Reisepasses, ausgestellt am XXXX sowie die Kopie einer
Osterreichischen "e-card", lautend auf XXXX.Zur Vorlage gebracht wurde die Kopie eines bulgarischen Reisepasses,
ausgestellt am romisch 40 sowie die Kopie einer ¢sterreichischen "e-card", lautend auf rémisch 40 .

8. Mit weiterem Schreiben vom 03.01.2011 flUhrte der Beschwerdeflhrer aus, dass am XXXX die Vermahlung des
Beschwerdefiihrers mit XXXX stattgefunden habe. Das Ehepaar lebe in einer gemeinsamen Wohnung in XXXX. Als
Beweis daflr wurden die Heiratsurkunde, ausgestellt am 18.12.2010 in XXXX; zwei ZMR-Meldebestatigungen vom
07.12.2010 sowie eine Haushaltsbestatigung vom 09.12.2010 zur Vorlage gebracht.8. Mit weiterem Schreiben vom
03.01.2011 fuhrte der Beschwerdeflhrer aus, dass am romisch 40 die Vermahlung des Beschwerdefiihrers mit rémisch
40 stattgefunden habe. Das Ehepaar lebe in einer gemeinsamen Wohnung in rémisch 40 . Als Beweis dafir wurden die
Heiratsurkunde, ausgestellt am 18.12.2010 in rdmisch 40 ; zwei ZMR-Meldebestatigungen vom 07.12.2010 sowie eine
Haushaltsbestatigung vom 09.12.2010 zur Vorlage gebracht.

Il. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

1. Aus dem Vorbringen des Beschwerdefiihrers und den amtswegigen Ermittlungen gelangt die Behérde nach unten
angefuhrter Beweiswirdigung zu folgenden Feststellungen:

Der BeschwerdeflUhrer ist Staatsangehdriger der Republik Kosovo, gehért albanischen Volksgruppe an und wurde am
XXXX geboren. Der Beschwerdeflihrer lebte dort bis zu seiner Ausreise im Marz 2007 in gemeinsamem Haushalt mit
seinen Eltern und arbeitete in der elterlichen Landwirtschaft. Im Herkunftsstaat leben die Eltern, zwei Brider und eine
Schwester des Beschwerdefiihrers. Einer seiner Onkel war Asylwerber in Osterreich. Der Beschwerdefiihrer ist seit
18.12.2010 mit der bulgarischen Staatsangehérigen XXXX verheiratet und lebt mit ihr Osterreich in gemeinsamem
Haushalt.Der Beschwerdeflhrer ist Staatsangehoriger der Republik Kosovo, gehért albanischen Volksgruppe an und
wurde am réomisch 40 geboren. Der Beschwerdefihrer lebte dort bis zu seiner Ausreise im Marz 2007 in gemeinsamem
Haushalt mit seinen Eltern und arbeitete in der elterlichen Landwirtschaft. Im Herkunftsstaat leben die Eltern, zwei
Briider und eine Schwester des Beschwerdefiihrers. Einer seiner Onkel war Asylwerber in Osterreich. Der
Beschwerdefiihrer ist seit 18.12.2010 mit der bulgarischen Staatsangehdrigen rémisch 40 verheiratet und lebt mit ihr
Osterreich in gemeinsamem Haushalt.

Der Beschwerdefuihrer hat den Kosovo aus Angst vor der Familie einer Frau, mit der er von 2004 bis 2007 eine
Beziehung geflihrt hat, verlassen.

Der Beschwerdeflihrer hatte keine Probleme mit den Behdrden im Kosovo.

Im Falle einer Rickkehr ist sowohl die Unterbringung als auch die grundlegende Existenzsicherung des
Beschwerdefihrers als gesichert anzusehen. Er kdnnte wieder in seinem Elternhaus Aufnahme finden.

Es gibt keine stichhaltigen Grinde fur die Annahme, dass der Beschwerdefihrer im Falle seiner Zurlckweisung,
Zurlckschiebung oder Abschiebung nach Kosovo in seinem Recht auf das Leben gefdhrdet, der Folter oder
unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen wiirde oder von der Todesstrafe bedroht

ware.

1.2. Zur Lage in der Republik Kosovo wird festgestellt:



1. Allgemeine Lage im Kosovo:
1. a. Allgemeines:

Im Kosovo, einem Gebiet von ca. 11.000 gkm, leben - geschatzt - 2,1 Millionen Menschen, davon 92 Prozent ethnische
Albaner, 5,3 Prozent Serben, 0,4 Prozent Turken, 1,1 Prozent Roma sowie 1,2 Prozent anderer Ethnien. Die
Amtssprachen sind Albanisch und Serbisch. Auf Gemeindeebene sind auch Bosnisch, Romanes und Turkisch als
Amtssprachen in Verwendung. [Kosovo - Bericht 27.09.2009 von XXXX, Verbindungsbeamter des BMI , Seite 3]Im
Kosovo, einem Gebiet von ca. 11.000 gkm, leben - geschatzt - 2,1 Millionen Menschen, davon 92 Prozent ethnische
Albaner, 5,3 Prozent Serben, 0,4 Prozent Turken, 1,1 Prozent Roma sowie 1,2 Prozent anderer Ethnien. Die
Amtssprachen sind Albanisch und Serbisch. Auf Gemeindeebene sind auch Bosnisch, Romanes und Turkisch als
Amtssprachen in Verwendung. [Kosovo - Bericht 27.09.2009 von rémisch 40, Verbindungsbeamter des BMI, Seite 3]

1. b. Lageentwicklung:
1. b.1. Kosovo unter UN - Verwaltung

Am 24.03.1999 begann die NATO die Luftangriffe gegen die Bundesrepublik Jugoslawien mit dem erklarten Ziel, "eine
humanitare Katastrophe zu verhindern (und) das Morden im Kosovo zu beenden". Im Juni 1999 ruckten die unter
FUhrung der NATO gebildeten KFOR-Einheiten in den Kosovo ein. Am 10.06.1999 wurde das Gebiet auf der Basis der
Sicherheitsrats-Resolution 1244 der vorlaufigen zivilen UN-Verwaltung "United Nations Interim Administration Mission
in Kosovo (UNMIK)" unterstellt. Vélkerrechtlich gehérte der Kosovo aber nach wie vor zur Bundesrepublik Jugoslawien.
[Bundesamt flr Migration und Fliichtlinge:: Entscheidungen Asyl 03/2008 , Seite 2]JAm 24.03.1999 begann die NATO die
Luftangriffe gegen die Bundesrepublik Jugoslawien mit dem erklarten Ziel, "eine humanitdre Katastrophe zu
verhindern (und) das Morden im Kosovo zu beenden". Im Juni 1999 rickten die unter Fihrung der NATO gebildeten
KFOR-Einheiten in den Kosovo ein. Am 10.06.1999 wurde das Gebiet auf der Basis der Sicherheitsrats-Resolution 1244
der vorlaufigen zivilen UN-Verwaltung "United Nations Interim Administration Mission in Kosovo (UNMIK)" unterstellt.
Volkerrechtlich gehdrte der Kosovo aber nach wie vor zur Bundesrepublik Jugoslawien. [Bundesamt fur Migration und
Fluchtlinge:: Entscheidungen Asyl 03 aus 2008, , Seite 2]

1. b.2. Statusverhandlungen

Der VN-Generalsekretar hat fur die Verhandlungen zum Status des Kosovo den ehemaligen finnischen
Staatsprasidenten Martti Ahtisaari zu seinem Sondergesandten ernannt. Ahtisaari hat am 21. Oktober 2005 die
Statusgesprache begonnen. Nach anfanglicher Pendeldiplomatie zwischen Wien und Pri;stina bzw. Belgrad begannen
am 22. Februar 2006 direkte Gesprache zwischen beiden Delegationen. VN-Sondergesandter Ahtisaari hat am
02.02.2007 den Parteien einen Entwurf des Statuspakets Ubergeben. AbschlieBend hat sich der UN-Sicherheitsrat mit
der Statusldsung befasst. In intensiven Verhandlungen bis Ende Juli 2007 konnte jedoch keine Einigung Uber einen
Resolutionstext erzielt werden, und die Befassung des UN-Sicherheitsrates wurde zundchst auf Eis gelegt.

Unter Federfuhrung einer "Troika" aus USA, Russland und EU begannen am 01.08.2007 neue Verhandlungen, die
jedoch am 10.12.2007 endglltig scheiterten.

[Auswartiges Amt der BRD, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Serbien u. Montenegro (Kosovo),
29.11.2007, Seite 7; Bundesamt fur Migration und Fliichtlinge:

Entscheidungen Asyl 03/2008 , Seite 2]Entscheidungen Asyl 03 aus 2008, , Seite 2]
1. b.4. Unabhangigkeit des Kosovo

Das kosovarische Parlament erkldrte am 17.02.2008 gegen den Willen Serbiens seine Unabhangigkeit. Die
Proklamation enthalt neben dem Bekenntnis zur Verwirklichung des Ahtisaari-Plans fur eine Uberwachte
Unabhangigkeit eine Einladung an die EU, die Staatswerdung des Kosovo mit einer eigenen Mission zu begleiten, und
an die NATO, ihre Schutztruppen im Land aufrechtzuerhalten.

Die einseitige Sezession ist vOlkerrechtlich und international umstritten. Gleichwohl haben mittlerweile Gber 30
Staaten, allen voran die USA und die Mehrzahl der EU-Staaten, den Kosovo formlich anerkannt.

Das neue Staatswesen ist zwar formal souveran, die internationale Staatengemeinschaft wird jedoch weiterhin sowohl
zivil als auch militérisch prasent sein. Die AuBenminister der EU und die NATO haben sich verstandigt, die KFOR nicht



abzuziehen; rund 17.000 NATO-Soldaten bleiben im Kosovo, darunter knapp 2.400 Deutsche. Die EU-Staats- und
Regierungschefs haben die Entsendung

einer ca. 2.000 Mann starken EU-Mission (EULEX) beschlossen. Sie soll die UN-Verwaltung (UNMIK) nach einer
Ubergangszeit ablésen. Rund 70 Experten sind fiir ein International Civilian Office (ICO) unter Leitung eines EU-
Sondergesandten mit weitreichenden Befugnissen vorgesehen. Als Leiter von EULEX wurde der franzésische General
und ehemalige KFOR-Kommandeur Yves de Kermabon zum EU-Sondergesandten (EUSR) der Niederlander Pieter Feith
bestellt.

[Bundesamt fur Migration und Fllchtlinge: Entscheidungen Asyl 03/2008, Seiten 2-3]Bundesamt flr Migration und
Fluchtlinge: Entscheidungen Asyl 03 aus 2008,, Seiten 2-3]

Wegen der unklaren rechtlichen Verhaltnisse und Kompetenzen hatte sich der Aufbau von EULEX mehrfach verzogert.
Am 26. November 2008 hat der UN-Sicherheitsrat hat dem Plan zum Aufbau der EU-Polizei- und Justizmission EULEX im
Kosovo zugestimmt. In einer einstimmig verabschiedeten Erklarung gab der Sicherheitsrat in New York nach
Diplomatenangaben grines Licht fir den Aufbau der Mission. Zuvor hatten die AuBenminister von Serbien und
Kosovo, Vuk Jeremic und Skender Hyseni, vor dem UN-Sicherheitsrat ihre Bereitschaft zur Kooperation mit EULEX
versichert.

[APA 27.11.2008: UN-Sicherheitsrat stimmte EU-Mission EULEX im Kosovo zu]

Am 09.12.2008 hat EULEX die Tatigkeit aufgenommen. Der offizielle Start der EU-Rechtsstaatsmission EULEX im Kosovo
ist ohne Zwischenfdlle verlaufen. Landesweit nahmen rund 1.400 EULEX -Vertreter ihre Arbeit auf. In den
Wintermonaten soll eine geplante Starke von rund 1.900 internationalen und etwa 1.100 lokalen Mitarbeitern erreicht
werden. Dann arbeiten 1.400 internationale Polizeibeamte, 300 Justizbeamte - darunter 40 Richter und etwa 20
Staatsanwalte - sowie 27 Zollbeamte im Rahmen von EULEX fir mehr Rechtsstaatlichkeit im Kosovo.

[Der Standard 09.12.2008: Start der EU-Mission ohne Zwischenfalle]

Die im Rahmen der EULEX tatigen internationalen Richter und Staatsanwalte haben von der kosovarischen Justiz bisher
1.250 Falle GUbernommen. Diese Falle beziehen sich mehrheitlich auf Kriegsverbrechen, Organisierte Kriminalitat und
schwere Mordfalle.

Im Kreisgericht von Prishtina (Pristina) wurden Mitte Janner auch schon die ersten
Gerichtsverfahren unter dem Vorsitz von EULEX-Richtern aufgenommen.
[APA 28.01.2009: EU-Justizmission im Kosovo hat bereits 1.250 Falle Gbernommen]

Unter UNMIK - Verwaltung haben sich im Kosovo demokratische Strukturen entwickelt; es gibt ein Parlament und eine
demokratisch legitimierte (provisorische) Regierung. Gewaltenteilung ist gewahrleistet. Das Justizsystem bedarf an
vielen Stellen noch der Verbesserung.

Eine kosovarische Polizei wurde aufgebaut, die sich bislang als gute Stutze der demokratischen Strukturen etabliert
hat. Der Transitionsprozess, d. h. die schrittweise Ubertragung der Kompetenzen von UNMIK auf kosovarische
Institutionen hat bereits begonnen. Nach dem vorliegenden Verfassungsentwurf ist die Republik Kosovo ein
demokratisches, multiethnisch zusammengesetztes Staatswesen, das den Minderheiten starke Rechte zusichert. Der
Entwurf enthalt alle notwendigen SchutzmaRnahmen gegen Bedrohungen oder Diskriminierung von Minderheiten.
Nationale Identitaten, Kulturen, Religionen und Sprachen werden darin respektiert.

[Bundesamt fur Migration und Fllchtlinge: Entscheidungen Asyl 03/2008, Seiten 2-3]Bundesamt flir Migration und
Fltchtlinge: Entscheidungen Asyl 03 aus 2008,, Seiten 2-3]

Die Verfassung wurde am 15. Juni 2008 vom Parlament verabschiedet [UN, Security Council: Report of the Secretary-
General on the United Nations

Interim Administration Mission in Kosovo, 12.06.2008], welche am selben Tag in Kraft trat. [Constitution of the Republic
of Kosovo. http://www.gazetazyrtare.com/egov/index.php?option=com_content&task=view&id=130&Itemid=54]

Die serbische Staatsfihrung bezeichnete die Verfassung der abtrinnigen Provinz als "rechtlich nicht existent".
Prasident Boris Tadic kiindigte an, die Proklamation der Kosovo-Verfassung werde von Belgrad nicht als rechtsgultig
anerkannt.



Der Kosovo bleibt unter internationalem Protektorat.

Laut den Ubergangsbestimmungen der Verfassung sind alle kosovarischen Institutionen verpflichtet, mit dem
Internationalen Beauftragten, internationalen Organisationen und anderen Akteuren voll zu kooperieren, deren
Mandat im Status Vorschlag des UNO-Vermittlers Ahtisaari definiert wurde. Auch die im Kosovo seit Juni 1999
stationierte NATO- gefuhrte internationale Schutztruppe KFOR wird weiterhin das Mandat und die Befugnisse im
Einklang mit einschlagigen internationalen Instrumenten genieBen, die UNO-Resolution 1244 eingeschlossen.[APA
10.06.2008: Der Kosovo will Heimat aller seiner Blrger sein ]

1. b.4.1.Staatsangehdrigkeit:

Das Staatsangehorigkeitsgesetz der Republik Kosovo trat am 15.06.2008 in Kraft.

Im Folgenden die wesentlichsten Bestimmungen im Originaltext in englischer Amtssprache des Kosovo:
Erlangung der Staatsburgerschaft bei Vorliegen folgender Fakten:

CHAPTER Il ACQUISITION OF CITIZENSHIPCHAPTER romisch zwei ACQUISITION OF CITIZENSHIP
Article 5 Modalities of the acquisition of citizenship

The citizenship of Republic of Kosova shall be acquired:

a) by birth;

b) by adoption;

C) by naturalization;

d) based on international treaties

e) based on Articles 28 and 29 of this Law.

Erlangung der Staatsburgerschaft durch Geburt:

Acquisition of citizenship by birth

Article 6 Acquisition of citizenship by birth based on parentage

6.1 A child shall acquire the citizenship of Republic of Kosova by birth if on the day of his/her birth both of his/her
parents are citizens of Republic of Kosova.

6.2 If on the day of the child's birth only one parent is a citizen of Republic of Kosova, the child shall acquire the
citizenship of Republic of Kosova under the following conditions:6.2 romisch eins f on the day of the child's birth only
one parent is a citizen of Republic of Kosova, the child shall acquire the citizenship of Republic of Kosova under the
following conditions:

a) the child is born in the territory of Republic of Kosova;
b) the child is born outside the territory of Republic of Kosova and one parent is stateless or has unknown citizenship;

c) the child is born outside the territory of Republic of Kosova and one parent has another citizenship but both parents
agree in writing that the child shall acquire the citizenship of Republic of Kosova. This provision must be exercised prior
to the child's fourteenth birthday.

Ubergangsbestimmungen:
CHAPTER V TRANSITIONAL PROVISIONSCHAPTER rémisch funf TRANSITIONAL PROVISIONS
Article 28 The Status of habitual residents of Republic of Kosova

28.1 Every person who is registered as a habitual resident of Republic of Kosova pursuant to UNMIK Regulation No.
2000/13 on the Central Civil Registry shall be considered a citizen of Republic of Kosova and shall be registered as such
in the register of citizens.

Article 29 Citizenship according to the Comprehensive Proposal for the Republic of Kosova Status Settlement



29.1 All persons who on 1 January 1998 were citizens of the Federal Republic of Yugoslavia and on that day were
habitually residing in Republic of Kosova shall be citizens of Republic of Kosova and shall be registered as such in the
register of citizens irrespective of their current residence or citizenship.

29.2 Provisions of paragraph 1 of this Article apply also to direct descendants of the persons referred to in paragraph
1.

29.3 The registration of the persons referred to in paragraphs 1 and 2 of this Article in the register of citizens shall take
effect upon the application of the person who fulfills the requirements set out in this Article.

29.4 The competent body shall determine in sub-normative acts the criteria which shall constitute evidence of the
citizenship of the Federal Republic of Yugoslavia and habitual residence in Republic of Kosova on January 1 1998.

29.5 The competent body shall use the criteria set for the in UNMIK Regulation No. 2000/13 on the Central Civil Registry
to determine habitual residence in Republic of Kosova on January 1 1998

Exkurs:

REGULATION NO. 2000/13

UNMIK/REG/2000/13

17 March 2000

ON THE CENTRAL CIVIL REGISTRY

Section 3

HABITUAL RESIDENTS OF KOSOVO

The Civil Registrar shall register the following persons as habitual residents of
Kosovo:

(a) Persons born in Kosovo or who have at least one parent born in Kosovo;
(b) Persons who can prove that they have resided in Kosovo for at least a continuous period of five years;

(c) Such other persons who, in the opinion of the Civil Registrar, were forced to leave Kosovo and for that reason were
unable to meet the residency requirement in paragraph (b) of this section; or

(d) Otherwise ineligible dependent children of persons registered pursuant to

subparagraphs (a), (b) and/or (c) of this section, such children being under the age of

18 years, or under the age of 23 years but proved to be in full-time attendance at a recognized educational institution.
Doppelstaatsbuirgerschaft

Article 3 Multiple Citizenships

A citizen of Republic of Kosova may be the citizen of one or more other states. The acquisition and holding of another
citizenship shall not cause the loss of the citizenship of Kosova. [Auskunft des Verbindungsbeamten XXXX, 06.03.2008,
Zahl 156/08 an das BAL , Regulation no. 2000/13, 17 March 2000 On the Central Civil Registry; Law on Citizenship of
KosovaA citizen of Republic of Kosova may be the citizen of one or more other states. The acquisition and holding of
another citizenship shall not cause the loss of the citizenship of Kosova. [Auskunft des Verbindungsbeamten rémisch
40, 06.03.2008, Zahl 156/08 an das BAL , Regulation no. 2000/13, 17 March 2000 On the Central Civil Registry; Law on
Citizenship of Kosova

http://www.assembly-kosova.org/?krye=laws&lang=en&ligjid=243 ]
Zusammenfassend ergibt sich:

Nach Art. 155 haben alle rechtmaRigen Bewohner Kosovos einen Anspruch auf die kosovarische Staatsburgerschaft.
AuBerdem haben ihn alle Burger (und deren Abkdmmlinge) der ehemaligen Bundesrepublik Jugoslawien, die am
01.01.1998 ihren standigen Wohnsitz in Kosovo, unabhangig vom derzeitigen Wohnort, hatten.Nach Artikel 155, haben



alle rechtmaBligen Bewohner Kosovos einen Anspruch auf die kosovarische Staatsburgerschaft. AuRerdem haben ihn
alle Burger (und deren Abkdmmlinge) der ehemaligen Bundesrepublik Jugoslawien, die am 01.01.1998 ihren standigen
Wohnsitz in Kosovo, unabhangig vom derzeitigen Wohnort, hatten.

Ein Blrger kann auch Burger eines oder mehrerer anderer Staaten sein, der Erwerb oder Besitz einer anderen
Staatsbulrgerschaft bedeutet nicht den Verlust der kosovarischen Staatsangehdrigkeit.

Eine erleichterte Einblrgerung ermdglicht Art. 13 den Mitgliedern der Kosovo-Diaspora (Ausreise vor dem 01.01.1998).
Als ihr Mitglied gilt, wer seinen Wohnsitz auRerhalb Kosovos hat, in Kosovo geboren ist und enge familidgre und
wirtschaftliche Beziehungen in Kosovo hat (Abs. 2). Auch Nachkommen der ersten Generation, die familidre
Verbindungen in Kosovo haben, zahlen zur Kosovo- Diaspora (Abs. 3). Art. 28 und 29 StAG regeln den Status
derjenigen, die als rechtmaRige Bewohner registriert sind (legal residents) und der Burger des ehemaligen
Jugoslawiens, die am 01.01.1998 ihren standigen Wohnsitz in Kosovo hatten (habitually residing).Eine erleichterte
Einburgerung ermdglicht Artikel 13, den Mitgliedern der Kosovo-Diaspora (Ausreise vor dem 01.01.1998). Als ihr
Mitglied gilt, wer seinen Wohnsitz auRerhalb Kosovos hat, in Kosovo geboren ist und enge familidre und wirtschaftliche
Beziehungen in Kosovo hat (Absatz 2,). Auch Nachkommen der ersten Generation, die familidare Verbindungen in
Kosovo haben, zahlen zur Kosovo- Diaspora (Absatz 3,). Artikel 28 und 29 StAG regeln den Status derjenigen, die als
rechtmaRige Bewohner registriert sind (legal residents) und der Blrger des ehemaligen Jugoslawiens, die am
01.01.1998 ihren standigen Wohnsitz in Kosovo hatten (habitually residing).

Jeder, der die Voraussetzungen erfllt, gilt automatisch als Staatsbiirger der Republik Kosovo. Laut Art. 28 | ist jede
Person, die als "habitual resident" gem. UNMIK Regulation No. 2000/13 im Zivilregister registriert wurde, als
Staatsblrger Kosovos zu betrachten (shall be considered) und als solcher in einem Staatsblrgerschaftsregister zu
erfassen.Jeder, der die Voraussetzungen erfillt, gilt automatisch als Staatsblrger der Republik Kosovo. Laut Artikel 28,
rémisch eins ist jede Person, die als "habitual resident" gem. UNMIK Regulation No. 2000/13 im Zivilregister registriert
wurde, als Staatsburger Kosovos zu betrachten (shall be considered) und als solcher in einem
Staatsblrgerschaftsregister zu erfassen.

Um als rechtmaRBiger Bewohner (habitual resident) registriert zu werden, musste nachgewiesen werden:

e Strichaufzahlung
in Kosovo geboren zu sein,

e Strichaufzahlung
oder mindestens einen in Kosovo geborenen

Elternteil zu haben,

e Strichaufzahlung
oder mindestens flinf Jahre ununterbrochen in

Kosovo gewohnt zu haben

(ausgenommen von dieser Regel sind Personen, die aufgrund ihrer Flucht die minimale Residenzpflicht nicht erfillen
kénnen). Nur wer im Zivilregister eingetragen ist, konnte eine UNMIK - Identity Card (ID) und damit ein UNMIK- Travel-
Dokument (TD) beantragen. Der Besitz eines UNMIK - Dokuments spricht demnach daflr, dass der Inhaber
Staatsblrger Kosovos ist (Art. 28).(ausgenommen von dieser Regel sind Personen, die aufgrund ihrer Flucht die
minimale Residenzpflicht nicht erfillen kénnen). Nur wer im Zivilregister eingetragen ist, konnte eine UNMIK - Identity
Card (ID) und damit ein UNMIK- Travel-Dokument (TD) beantragen. Der Besitz eines UNMIK - Dokuments spricht
demnach dafir, dass der Inhaber Staatsbirger Kosovos ist (Artikel 28,).

Eine Sonderegelung fur Vertriebene und Flichtlinge des Kosovo-Krieges ist Art. 29 StAG. Danach sind auch alle
Personen (und ihre direkten Nachkommen), die am 01.01.1998 Biirger der Bundesrepublik Jugoslawien waren und an
diesem Tag ihrenEine Sonderegelung fir Vertriebene und Flichtlinge des Kosovo-Krieges ist Artikel 29, StAG. Danach
sind auch alle Personen (und ihre direkten Nachkommen), die am 01.01.1998 Biirger der Bundesrepublik Jugoslawien
waren und an diesem Tag ihren

gewodhnlichen Aufenthaltsort in Kosovo hatten, Burger von Kosovo und als solche im Burgerregister unabhangig von
ihrem derzeitigen Wohnort oder ihrer derzeitigen Staatsangehdorigkeit zu erfassen. Fiir die Erfassung im Blrgerregister



bedarf es jedoch eines Antrags (Abs. 3) Kriterien zur Bestimmung des gewdhnlichen Aufenthaltsortes in Kosovo am
01.01.1998 sind analog der in der UNMIK- Richtlinie 2000/13 zum zentralen Zivilregister festgelegt (Abs. 5). Auch dieser
Personenkreis hat also die Staatsblrgerschaft kraft Gesetzes erworben, so er die Erfassung im Register
beantragt.gewdhnlichen Aufenthaltsort in Kosovo hatten, Burger von Kosovo und als solche im Burgerregister
unabhangig von ihrem derzeitigen Wohnort oder ihrer derzeitigen Staatsangehorigkeit zu erfassen. Fur die Erfassung
im Burgerregister bedarf es jedoch eines Antrags (Absatz 3,) Kriterien zur Bestimmung des gewdhnlichen
Aufenthaltsortes in Kosovo am 01.01.1998 sind analog der in der UNMIK- Richtlinie 2000/13 zum zentralen Zivilregister
festgelegt (Absatz 5,). Auch dieser Personenkreis hat also die Staatsblrgerschaft kraft Gesetzes erworben, so er die
Erfassung im Register beantragt.

[Bundesamt fur Migration und Flichtlinge: Entscheidungen Asyl 08/2008]
2. Sicherheitslage im Kosovo:
2. a. Lageentwicklung:

Insgesamt hat sich die Sicherheitslage seit Juni 1999 verbessert, mit den Unruhen Mitte Marz 2004 wieder punktuell
eingetrubt (ohne auf das Niveau von 1999 zuriickzufallen). Nach den Ausschreitungen im Marz 2004 gab es keine
weiten Unruhen mehr.

Laut Kriminalitatsstatistik ist die Anzahl der gemeldeten Straftaten ist im Jahresvergleich rucklaufig. 2009 wurden 7
Prozent weniger Straftaten gemeldet als 2008.

(Kriminalstatistik 2009, Gbermittelt vom Verbindungsbeamten des BMI am 19.03.2010)

Nach einer belastbaren Studie des "United Nations Office on Drugs and Crime"(UNODC) ist die Kriminalitat, mit
Ausnahme der Organisierten Kriminalitdt und der Korruption, ruckldufig und niedriger als im gesamteuropaischen
Vergleich. Dies gilt besonders fur Eigentums-, Korperverletzungs- und Toétungsdelikte (Auswartiges Amt der BRD,
Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Kosovo Stand September 2009, 19.10.2009,
Seite 9)

2. b. Schutzfahigkeit und Schutzwilligkeit der Behdrden:
Kosovo Police (KP), ehemals Kosovo Police Service KPS /ShPK:
Die OSCE leitete in VUSHTRRI eine zentrale Aus -und Fortbildungsstatte fir KPS.

Seit 1999 werden die verschiedenen Lehrgange - bisher immerhin Uber 8.000 Polizisten - durch internationale Trainer
aus verschiedenen Staaten ausgebildet.

Inzwischen wird das Institut durch einen lokalen Direktor geleitet und auch seit 2006 aus dem Kosovo Budget
finanziert. Die OSCE ist mit einem kleinen Stab an Mitarbeitern (12 und 2 sonstige) direkt vor Ort bzw. als
Unterstltzung auch im Hauptquartier vertreten.

Neben der Ausbildung besteht ein Hauptaugenmerk auf Fortbildung. Immer wieder werden bei Kursen auch externe
Experten eingeflogen, welche dann in ihrem Spezialgebiet die Kenntnisse weitergeben.

Durch entsprechende gesetzliche Regelungen wurde die Aus- und Fortbildung von Polizei, Zoll, Feuerwehr und Justiz
(Justizwache) an dieser Fortbildungsstatte

zusammengefasst. Das KOSOVO CENTRE for PUBLIC SAFETY EDUCATION

and DEVELOPMENT - KCPSED - ist im Ministerium fir Inneres angesiedelt und hat 2008 ein Budget von 2,7 Millionen
Euro bei einem Personalstand von 177 standigen Mitarbeitern.

Nach der Ausbildung erfolgt die Aufteilung in die verschiedenen Regionen des Kosovo.

Von diesen waren bis auf die Region MITROVICA alle bereits von UNMIK Police an KPS Ubergeben worden. UNMIK
Police Ubte eine beobachtende Rolle aus, unterstiitzt und evaluierte die Arbeit von KPS.

Gesamtstand: 7.160 Beamte (30.11.2007)
davon serbische Ethnie: 716 Beamte = 10,0 Prozent

sonstige Minderheiten: 403 Beamte = 5,6 Prozent



[Kosovo - Bericht 29.09.2008 von XXXX, Verbindungsbeamter des BMI , Seiten 41-42]Kosovo - Bericht 29.09.2008 von
réomisch 40, Verbindungsbeamter des BMI, Seiten 41-42]

KPS geht Anzeigen professionell nach. Beschwerden und Anzeigen gegen Angehdrige von KPS werden sehr genau auch
im Zuge von Disziplinarverfahren untersucht, Konsequenzen wie Suspendierungen, etc werden nach den bisherigen
Erfahrungswerten fast rascher ausgesprochen als in Osterreich. [Auskunft des Verbindungsbeamten XXXX, 05.05.2007,
Zahl 154/07 an das BAE ]KPS geht Anzeigen professionell nach. Beschwerden und Anzeigen gegen Angehdrige von KPS
werden sehr genau auch im Zuge von Disziplinarverfahren untersucht, Konsequenzen wie Suspendierungen, etc
werden nach den bisherigen Erfahrungswerten fast rascher ausgesprochen als in Osterreich. [Auskunft des
Verbindungsbeamten rémisch 40, 05.05.2007, Zahl 154/07 an das BAE ]

KPS erfullt seine Aufgaben generell professionell und kompetent. [Commission of the European Communities: Kosovo
Under UNSCR 1244 2007 Progress Report, COM(2007) 663 final, 06.11.2007, Seite 46]

Es besteht eine beratende und Uberwachende Tatigkeit von EULEX Polizei beziiglich Kosovo Police auch im Falle, wenn

Anzeigen nicht entgegengenommen werden.

[Auskunft des Verbindungsbeamten XXXX, 15.01.2009, Zahl 10/09 an den Asylgerichtshof[Auskunft des
Verbindungsbeamten rémisch 40, 15.01.2009, Zahl 10/09 an den Asylgerichtshof]

Wenden sich Personen an KFOR, versuchen diese, die Anzeige an eine dafur zustandige Stelle weiterzuleiten. KFOR hat

keine Exekutivgewalt im Kosovo.

Als weitere Moglichkeit bietet sich eine direkte Anzeige bei der Justiz (Staatsanwalt) an, wo dann Uber die weitere

Vorgangsweise entschieden wird.

Die Beamten von KPS tragen deutlich sichtbar ihre jeweilige Dienstnummer, wodurch eine Zuordnung ohne Probleme

moglich ist. Die Tatigkeit ist in den Dienstberichten dokumentiert und transparent nachvollziehbar.

Das Einbringen von Beschwerden ist jederzeit moglich, aufgrund der Sensibilisierung werden Beschwerden auch rasch

behandelt und fuhren - wenn berechtigt - zu den entsprechenden Konsequenzen fur den betroffenen Funktionstrager.
Missstande in der Verwaltung kénnen auch beim Ombudsmann angezeigt werden.

Es besteht die Mdoglichkeit einer Beschwerde an den Ombudsmann und damit eine Garantie fir eine
Weiterbehandlung.

Dieser strich bei einem personlichen Gesprach hervor, dass Beschwerden gegen KPS von dieser Institution
unverziglich und effizient bearbeitet werden.

[Kosovo - Bericht 31.03.2007 von XXXX, Verbindungsbeamter des BMI, Seiten 9-10; Auskunft des Verbindungsbeamten
XXXX, 26.05.2009, Zahl 132/09 an den Asylgerichtshof][Kosovo - Bericht 31.03.2007 von romisch 40
Verbindungsbeamter des BMI, Seiten 9-10; Auskunft des Verbindungsbeamten rémisch 40, 26.05.2009, Zahl 132/09 an
den Asylgerichtshof]

Zudem wird die Tatigkeit jeder Polizeidienststelle von der OSZE (Security Issues Officer) Uberwacht. Taglich werden
Polizeiberichte verfasst, welche auch der OSZE Ubermittelt werden. Gegebenenfalls kann sich eine Person auch an die
OSZE wenden, sollte ein KPS Mitarbeiter seine Kompetenzen Uberschritten bzw. nicht erfullt haben. [XXXX: Gutachten
zu Aktivitaten der AKSh. 07.05.2007 , Seite 11].

Es besteht also auch hier die Méglichkeit einer Beschwerde bzw. Anfrage um Unterstitzung im Anlassfall.

[Auskunft des Verbindungsbeamten XXXX, 26.05.2009, Zahl 132/09 an den Asylgerichtshof[Auskunft des
Verbindungsbeamten rémisch 40, 26.05.2009, Zahl 132/09 an den Asylgerichtshof]

UNMIK Police/EULEX Police

Seit August 1999 war UNMIK Police im Kosovo prasent. Konkrete operative Aufgaben bestanden in der Region
Mitrovica, in der Abteilung fur Organisierte Kriminalitdt, im Interpol - Buro, bei Kriegsverbrechen und im

Ordnungsdienst (Demonstrationen, etc).
Sonderfalle waren die Einheiten fUr Zeugenschutz, Transport von Haftlingen und Personenschutz.

Sonst hatte UNMIK POLICE eine beobachtende Funktion von KPS eingenommen.



UNMIK Police Ubt derzeit keine exekutive Tatigkeit oder sichtbare Prasenz im Kosovo aus und ist nur noch mit einem
Verbindungsbiro und dem Biro von Interpol vertreten. Diese Besetzung ist aufgrund der politischen Situation
(Kontakt mit Staaten, welche den Kosovo nicht anerkannt haben bzw. Einhaltung der Resolution 1244) erforderlich.

[Kosovo - Bericht 31.03.2010 von XXXX, Verbindungsbeamter des BMI , Seite 40; Kosovo - Bericht 29.09.2008 von XXXX,
Verbindungsbeamter des BMI, Seite 32].[Kosovo - Bericht 31.03.2010 von rodmisch 40 , Verbindungsbeamter des BMI,
Seite 40; Kosovo - Bericht 29.09.2008 von rémisch 40, Verbindungsbeamter des BMI, Seite 32].

Nunmehr hat EULEX Police die Rolle von UNMIK Police Gbernommen.

Der Aufgabenbereich liegt in Uberwachung und Beratung der lokalen Polizei, Justiz, Justizwache und des Zolls

Operative Aufgaben im Polizeibereich sind: Finanzverbrechen, Kriegsverbrechen, Organisierte Kriminalitat,
Wirtschaftsverbrechen, Terrorismus, Zeugenschutz, Personenschutz

[Auskunft des Verbindungsbeamten XXXX, 15.01.2009, Zahl 10/09 an den Asylgerichtshof; Kosovo - Bericht 31.03.2010
von XXXX, Verbindungsbeamter des BMI , Seite 39][Auskunft des Verbindungsbeamten romisch 40, 15.01.2009, Zahl
10/09 an den Asylgerichtshof; Kosovo - Bericht 31.03.2010 von rémisch 40, Verbindungsbeamter des BMI, Seite 39]

Generell ist fur alle ethnischen Albaner, auch solchen in Gebieten, wo sie eine Minderheit bilden, hinldnglicher Schutz
durch UNMIK/KPS verflgbar.

UNMIK/KPS sind willens und auch in der Lage, denjenigen, die Verfolgung befirchten, Schutz zu gewahren und stellen
einen rechtlichen Mechanismus zur Ermittlung, Strafverfolgung und Bestrafung von Verfolgungsmalinahmen sicher.

[Home Office, Operational Guidance Note Kosovo, 22.07.2008, Seiten 4 und 5]

Die Aufklarungsquote liegt bei Eigentumsdelikten bei 45 Prozent, bei Straftaten gegen Personen bei 71 Prozent.
Schwerere Verbrechen haben eine hohere Aufklarungsrate als weniger schwere Verbrechen aufgrund der Ressourcen,
die zu deren Ermittlung bereitgestellt werden.

[UN Security Council: Report of the Secretary-General on the United Nations Interim Administration Mission in Kosovo.
$/2008/211, 28.03.2008, Seite 11

Kosovo Protection Corps KPC / TMK - KOSOVO SECURITY FORCE KSF / FSK

KPC / TMK wurde nach der Demilitarisierung der Kosovo Liberation Army KLA / UCK 1999 gegriindet und wurde in
Ausristung, Training und Dienstversehung durch Kosovo Force KFOR unterstitzt. Nach Ablauf der Ubergangsphase
von 120 Tagen nach Ausrufung der einseitigen Unabhangigkeitserklarung sollte KPC / TMK in eine Kosovo Security
Force KSF / FSK Ubergeleitet werden. Die Schaffung der neuen Einheit ist im Ahtisaari - Paket vorgesehen. Die
Auflésung von KPC / TMK wurde im Parlament mittels Gesetz 2008/03-L083 am 13.06.2008 beschlossen.

[Kosovo - Bericht 29.09.2008 von XXXX, Verbindungsbeamter des BMI , Seite 42][Kosovo - Bericht 29.09.2008 von
réomisch 40, Verbindungsbeamter des BMI, Seite 42].

KPC wurde per Gesetz mit 20. Janner 2009 aufgelst.

KSF wurde mit 21. Janner 2009 etabliert. Samtliche Bewerber fir das neue Korps mussten sich einem
Auswahlverfahren unterziehen, welches von KFOR geleitet wurde. Mehr als 1000 neue Mitglieder werden im gesamten
Kosovo rekrutiert, 1400 wurden aus KPC Ubernommen. Der Gesamtstand von KSF betragt It. Planung:

Aktive: 2.500
Reservisten: 800
Minderheitenanteil: analog der ethnischen Zusammensetzung der Bevolkerung

Die Ausbildung der ersten 300 Mitglieder erfolgte im friheren Ausbildungszentrum der Kosovo Police in Vushtrri ab
02.02.2009. Das Zentrum wurde fir den 6ffentlichen Dienst (Zoll, Feuerwehr, etc) zuganglich gemacht und fihrt die
Bezeichnung KCPSED (Kosovo Center for Public Safety, Education and Development). Die weitere Ausbildung findet im

Trainingszentrum in Ferizaj statt.



[Kosovo - Bericht 31.03.2010 von XXXX, Verbindungsbeamter des BMI , Seite 40JKosovo - Bericht 31.03.2010 von
réomisch 40, Verbindungsbeamter des BMI, Seite 40]

Zum ersten Befehlshaber wurde General Sylejman Selimi ernannt, einer der Grunder und auch Generalstabschef der
albanischen Kosovo-Befreiungsarmee UCK.

[APA 20.12.2008: Kosovo ernannte Befehlshaber flr neue Sicherheitskrafte]
KFOR:

KFOR hat eine Prasenz von ca. 10.000 Soldaten und gliedert sich in finf Regionen, das Hauptquartier ist in PRISTINA.
Das Vertrauen der Bevolkerung in KFOR ist im Vergleich mit anderen internationalen Institutionen am héchsten. KFOR
fhrt auch im CIMIC Sektor immer wieder zahlreiche Projekte durch, mit welchen die Infrastruktur im Kosovo

verbessert werden soll.

Reduzierungen finden laufend statt, so haben einige Nationen ihre Truppen véllig abgezogen (u.a. Spanien mit ca. 600
Soldaten). Bis Herbst 2010 soll der Gesamtstand 4.000 - 6.000 Soldaten betragen. [Kosovo - Bericht 31.03.2010 von
XXXX, Verbindungsbeamter des BMI, Seiten 40-41]Reduzierungen finden laufend statt, so haben einige Nationen ihre
Truppen vollig abgezogen (u.a. Spanien mit ca. 600 Soldaten). Bis Herbst 2010 soll der Gesamtstand 4.000 - 6.000
Soldaten betragen. [Kosovo - Bericht 31.03.2010 von rémisch 40, Verbindungsbeamter des BMI, Seiten 40-41]

Municipal Community Safety Council:

In allen Gemeinden des Kosovo besteht dartber hinaus ein "Municipal Community Safety Council" (MCSC, Rat zum
Schutz der Volksgruppen). Dem Rat gehdren neben KFOR, UNMIK Polizei, KPS auch Vertreter der verschiedenen
Glaubensgemeinschaften (orthodoxe, katholische, islamische Gemeinschaft) wie auch alle Dorfvorsitzenden der
Gemeinde an. Zweck des Rates, welcher vom Gemeindeprasidenten einberufen wird, ist es, einmal pro Monat Uber die
Sicherheitslage im Allgemeinen und eventuelle Bedenken bzw. Bedurfnisse der einzelnen ethnischen bzw. religiésen
Minderheiten zu beraten und wenn erforderlich korrigierende MaBnahmen zu ergreifen. Personen, die sich unsicher
fahlen, kdénnen sich an diesen Rat wenden bzw. Uber ihre Dorfrate ihre Sicherheitsbedenken den zustandigen
Behdérden bekannt machen. So klagte beispielsweise der Dorfrat eines Dorfes im albanischen Grenzgebiet in der
Gemeinde Gjakove/Djakovica (der MCSC wurde in dieser Gemeinde im August 2006 eingerichtet) Uber Raububerfalle
(vorwiegend Viehraub) durch maskierte Banden. Zur Verbesserung des Schutzes der Bevolkerung dieser Gegend
verstarkte die KFOR ihre Truppen in der Region und auch die Polizei fihrt seither mehr Patrouillen in der Region durch.
[XXXX: Gutachten zu Aktivitaten der AKSh. 07.05.2007, Seiten 11-12]

Die Sicherheitssituation ist derzeit stabil mit Ausnahme Nordkosovo. Bisher verlief die Phase seit der Ausrufung der
einseitigen Unabhangigkeit durch den Kosovo Uberraschend ruhig.

Fur den Grol3teil der Bevdlkerung im Sudkosovo und auch in den anderen serbischen Gemeinden aulRerhalb des
Brennpunktes Mitrovica gestaltet sich das Leben vollig normal und ist in keiner Weise von mangelnder Sicherheit
betroffen.

[Kosovo - Bericht 29.09.2008 von XXXX, Verbindungsbeamter des BMI, Seite 46-47; UN Security Council: Report of the
Secretary-General on the United Nations Interim Administration Mission in Kosovo, $/2009/149, 17.03.2009, Seite
3)[Kosovo - Bericht 29.09.2008 von rémisch 40 , Verbindungsbeamter des BMI , Seite 46-47; UN Security Council:
Report of the Secretary-General on the United Nations Interim Administration Mission in Kosovo, S/2009/149,
17.03.2009, Seite 3)

3. Ruckkehrfragen: Wirtschaft, Grundversorgung und Gesundheitssystem im Kosovo
3. a. Wirtschaft:

Trotz der Unabhangigkeit ist die wirtschaftliche Lage in der rohstoffreichen Region weiterhin duf3erst prekar. Mit einem
Bruttoinlandsprodukt von ca. 1.100 Euro/Kopf ist der Kosovo Schlusslicht in Europa. Die Arbeitslosigkeit betragt tber
40 Prozent. Das Land hat mit einem Durchschnittsalter von 25 Jahren die jingste Bevdlkerung Europas und die hdchste
Geburtenrate. Ein Drittel der Einwohner ist junger als 14 Jahre. Jahrlich drangen 36.000 junge Leute neu auf den
Arbeitsmarkt.



[Bundesamt fur Migration und Flichtlinge: Entscheidungen Asyl 03/2008 , Seiten 2-3[Bundesamt fur Migration und
Fluchtlinge: Entscheidungen Asyl 03 aus 2008, , Seiten 2-3]

3. b. Grundversorgung/Sozialwesen

Die Grundversorgung der Bevolkerung mit Nahrungsmitteln ist gewahrleistet. Die Bevolkerung Kosovos ist bis auf
wenige Ausnahmen (z.B. sozial schwache Bewohner von Enklaven) nicht mehr auf die Lebensmittelversorgung durch
internationale Hilfsorganisationen angewiesen. Bedurftige Personen erhalten Unterstitzung in Form von Sozialhilfe,
die bei der jeweiligen Gemeindeverwaltung beantragt und fur die Dauer von bis zu 6 Monaten bewilligt wird. Nach
Ablauf des Bewilligungszeitraumes ist ein neuer Antrag zu stellen. Jede Gemeinde verflgt tUber ein Zentrum fur
Sozialarbeit und in einigen Gemeinden gibt es zusatzliche Buros, die sich den Angelegenheiten der Minderheiten

widmen.

Die Sozialhilfe betragt fur Einzelpersonen 35 Euro monatlich und fir Familien (abhangig von der Zahl der Personen) bis
zu 75 Euro monatlich. Zusatzlich hierzu sind Empfanger von Sozialhilfeleistungen von den Zuzahlungsbetragen im

6ffentlichen Gesundheitssystem befreit.

[Auswartiges Amt der BRD, Bericht lber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Kosovo Stand
September 2009, 19.10.2009, Seiten 17-18]

Im September 2009 bezogen insgesamt 36 265 Familien (mit gesamt 158 500 Angehdrigen) Sozialunterstiitzung.
Die Kriterien fur die Sozialhilfe sind entsprechend geregelt und auch im Verwaltungsweg durchsetzbar.
Kategorie I:

Alle Familienmitglieder sind Abhangige (eingestuft als nicht arbeitsfahig oder flr Arbeit nicht verfigbar und tatsachlich
nicht arbeitstatig):

1. Personen Uber 18 Jahre mit dauernder oder schwerer Behinderung und damit

verbundener Arbeitsunfahigkeit;

2. Personen mit 65 Jahren oder alter;

3. Personen mit Behinderung, mit 65 Jahren oder alter oder Kinder unter 5 Jahren, welche eine Vollaufsicht benétigen;
4. Kinder bis zu 14 Jahren;

5. Personen zwischen dem 15. und 18. Lebensjahr (inklusive), welche eine hdhere

Schule besuchen;

6. Elternteile mit Kindern unter 15 Jahren;

Kategorie II:

Zumindest ein Familienmitglied ist arbeitsfahig und beim Arbeitsamt ("Entin e Punsimit") als "arbeitslos" gemeldet und
die restlichen Familienmitglieder sind "Abhangige" (siehe Kategorie 1) oder auch als arbeitslos gemeldet.Zumindest ein
Familienmitglied ist arbeitsfahig und beim Arbeitsamt ("Entin e Punsimit") als "arbeitslos" gemeldet und die restlichen
Familienmitglieder sind "Abhdngige" (siehe Kategorie romisch eins) oder auch als arbeitslos gemeldet.

a) zumindest ein Kind unter 5 Jahren od.

b) ein Vollwaisenkind unter 15 Jahren mit Vollaufsicht

¢) Grundbesitz nicht Gber 50 Ar (1/2 Hektar)

Generell wird Sozialhilfe auf die Dauer von bis zu sechs Monaten bewilligt und bedarf dann eines neuen Antrags.

Uberprifungen der Fakten werden durch Bedienstete des Ministeriums fir Soziales und Arbeit vor Ort durchgefiihrt.
Bei bestimmten Kriterien wie Eigentum (Qualitat des Hauses, Fahrzeuge, Arbeitstatigkeit im Ausland, etc) kann
aufgrund der gesetzlichen Kriterien der Anspruch gestrichen werden.

Es gibt die Moglichkeit einer Berufung, wenn Sozialhilfe nicht gewahrt wird.

Zusatzlich wurde die Moglichkeit geschaffen, flr Familien welche Sozialunterstlitzung erhalten oder unter das
Kriegsopfergesetz fallen Strom bis zu 400 kw/h pro Monat kostenlos zu beziehen (Voraussetzung ist ein registrierter



Stromzahler und ein Vertrag mit dem Energieversorgungsunternehmen KEK).
Die Sozialleistungen reichen alleine oft nicht zur Abdeckung der Grundbedtirfnisse

Der Zusammenhalt der Familien besonders im landlichen aber auch im stadtischen Bereich sichert das wirtschaftliche
Uberleben, verbunden mit Unterstiitzungszahlungen von Verwandten aus dem Ausland. Zusatzliche Einnahmequellen
bestehen in der Landwirtschaft bzw. durch die Erledigung von Gelegenheitsarbeiten vor allem in der Baubranche.

Unterstandslosigkeit ist im Kosovo im Gegensatz zu westlichen EU-Staaten duferst selten auftauchendes Problem. So
ist die Zahl der tatsdachlich unterstandslosen Personen in Pristina - immerhin geschatzte 600.000 Einwohner
verschwindend gering (geschatzte 20 Personen!), im landlichen Bereich gar nicht vorhanden. [Kosovo - Bericht
27.09.2009 von XXXX, Verbindungsbeamter des BMI , Seite 12; Auswartiges Amt der BRD, Bericht Uber die asyl- und
abschiebungsrelevante Lage in der Republik Kosovo Stand Janner 2009, 02.02.2009, Seite 19; XXXX: Gutachten vom
10.04.2009 zu GZ B12 233056- 0/2008/5Z, B12 244057- 0/2008/5Z, B12 402256-1/2008/5Z, B12 402477- 1/2008/5Z vom
10.04.2009; Kosovo - Bericht 27.09.2009 von XXXX, Verbindungsbeamter des BMI, Seiten 13-15]Unterstandslosigkeit ist
im Kosovo im Gegensatz zu westlichen EU-Staaten duBerst selten auftauchendes Problem. So ist die Zahl der
tatsachlich unterstandslosen Personen in Pristina - immerhin geschatzte 600.000 Einwohner verschwindend gering
(geschatzte 20 Personen!), im landlichen Bereich gar nicht vorhanden. [Kosovo - Bericht 27.09.2009 von rémisch 40,
Verbindungsbeamter des BMI , Seite 12; Auswartiges Amt der BRD, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante
Lage in der Republik Kosovo Stand Janner 2009, 02.02.2009, Seite 19; XXXX: Gutachten vom 10.04.2009 zu GZ B12
233056- 0/2008/5Z, B12 244057- 0/2008/5Z, B12 402256-1/2008/5Z, B12 402477- 1/2008/5Z vom 10.04.2009; Kosovo -
Bericht 27.09.2009 von rémisch 40, Verbindungsbeamter des BMI, Seiten 13-15]

Selbst wenn keine eigene Unterkunft zur Verfligung steht, so funktioniert im Kosovo das "Auffangbecken" Familie trotz
aller widrigen, vor allem schweren wirtschaftlichen, Umstdnde nach wie vor. Soll heien, dass durch diese
Familienbande kein derartiger Kosovare einem Leben auf der Stralle ausgesetzt ware. Es finden sich allein schon
aufgrund der im Kosovo vorherrschenden "zahlreichen" Verwandtschaftsverhaltnisse immer noch irgendwelche
Méglichkeiten der Unterbringung und Unterstitzung solcher Personen.

Sollte die fur einen AW extreme Situation der "Nichtunterstltzung" seitens seiner Familie auftreten, welche allerdings
sehr unwahrscheinlich ist, so finden sich im Kosovo nach wie vor einzelne internationale und nationale humanitare
Organisationen ("Mutter Teresa", das "Rote Kreuz", die "Caritas"...), die humanitare Hilfe ermdoglichen.

Weiters sind zahlreiche NGOs im Kosovo tatig, die eine zusatzliche Méglichkeit darstellen, bei auftretenden Problemen
welcher Art auch immer entsprechende Unterstiitzung zu erhalten. Der Zugang zu deren Blros oder eine direkte
Kontaktaufnahme ist fir alle Personen im Kosovo maéglich. [Auskunft des XXXX, 12.11.2007, Zahl 536/07 an das BAE
JWeiters sind zahlreiche NGOs im Kosovo tatig, die eine zusatzliche Moglichkeit darstellen, bei auftretenden
Problemen welcher Art auch immer entsprechende Unterstltzung zu erhalten. Der Zugang zu deren Biros oder eine
direkte Kontaktaufnahme ist fur alle Personen im Kosovo méglich. [Auskunft des rémisch 40, 12.11.2007, Zahl 536/07
an das BAE ]

Im Allgemeinen ist festzuhalten, dass ethnische Albaner im Kosovo nicht Gefahr laufen zu verhungern oder in ihrer
Existenz gefdhrdet zu sein. Die Solidaritdt in der Grof3familie in Zusammenspiel mit Schwarz- oder
Gelegenheitsarbeiten, moglicher Sozialhilfe und humanitarer Hilfe verhindern im Allgemeinen ein vollkommenes
Abgleiten kosovo-albanischer Familien. [ XXXX: Gutachten vom 10.04.2009 zu GZ B12 233056- 0/2008/5Z, B12 244057-
0/2008/5Z, B12 402256-1/2008/5Z, B12 402477- 1/2008/5Z, Seiten 8-9]

Es sind in den erdrterten Berichten keine Falle dokumentiert, dass aufgrund der schwierigen wirtschaftlichen Lage
Personen tatsachlich lebensgefahrdend in ihrer Existenz bedroht waren oder aktuell sind.

3. c. Gesundheitswesen:

Die medizinische Grundversorgung der Bevdlkerung wird durch ein offentliches dreistufiges Gesundheitssystem
gewahrleistet. Es besteht aus Erstversorgungszentren, Krankenhdusern auf regionaler Ebene sowie einer
spezialisierten medizinischen Versorgung durch die Universitatsklinik Pristina.

Durch die Ereignisse der neunziger Jahre ist der Gesundheitssektor sehr in Mitleidenschaft gezogen worden. Die
Wiederherstellung einer umfassenden medizinischen Versorgung durch das offentliche Gesundheitssystem ist fur die
Regierung prioritar, schreitet aber nur langsam



voran.
Es existiert kein 6ffentliches oder privates Krankenversicherungssystem.

Die medizinische Grundversorgung der Bevdlkerung wird durch das staatlich finanzierte Gesundheitssystem
gewahrleistet. FUir medizinische Leistungen sowie fur bestimmte Basismedikamente (verzeichnet in der so genannten
"Essential Drug List") zahlt der Patient Eigenbeteiligungen, die nach vorgegebenen Satzen pauschal erhoben werden.
Von der Zuzahlungspflicht befreit sind Invaliden und Empfanger von Sozialhilfeleistungen, chronisch

Kranke, Kinder bis zum 10. Lebensjahr und Personen Uber 65 Jahre.

Zur medizinischen Erstversorgung der Bevolkerung stehen im 6ffentlichen Gesundheitssystem 191 Ambulanzen fur
Familienmedizin (Ambulanta Mjeksise Familijare), 145 Zentren fir Familienmedizin (Qenda te Mjeksise Familijare) und
30 medizinische Hauptzentren (Qenda Kryesore te Mjeksise) zur Verfigung.

Die medizinischen Hauptzentren sind regionale Gesundheitshauser und befinden sich in folgenden Stadten: Decan,
Gjakové, Gllogoc, Gjilan, Dragash, Istog, Kacanik, Kliné, Fushé Kosové, Kamenicé, Mitrovicé, Leposaviq, Lipjan,
Malishevé, Novobérdé, Obilig, Rahovec, Pejé, Podujevé, Prishting, Prizren, Skénderaj, Shtime, Shtérpcé, Suhareké,
Ferizaj, Viti, Vushtrri, Zubin Potok und Zvecan.

Die ambulante und stationdre Versorgung erfolgt in den Regionalkrankenhausern in Ferizaj,

Gjakové, Gjilan, Mitrovicé-Nord, Pejé, Prizren und Vushtrri. Die spezialisierte Gesundheitsversorgung wird durch das
Universitatsklinikum Pristina wahrgenommen. Das Personal der Uni-Klinik von 3.168 Beschaftigten teilt sich auf in 445
Arzte, 37 Zahnirzte,

1.778 Personen Pflegepersonal sowie 908 Personen sonstiges Personal.

Die Bettenkapazitat in den Krankenhdusern ist ausreichend. Die Auslastungsquote der Regionalkrankenhduser liegt im
Durchschnitt bei ca. 63 %. Das Universitatsklinikum Pristina verfigt Uber eine Kapazitdt von 1.998 Betten, seine
Auslastungsquote liegt bei ca. 74

%.

Die Versorgung bei Operationen bessert sich stetig, ist aber vor allem in der invasiven Kardiologie (z.B.
Herzoperationen bei Sauglingen und Kleinkindern), in der Neurochirurgie sowie in der chirurgischen Orthopadie noch
eingeschrankt. So sind Kontrolluntersuchungen bei Herzerkrankungen im offentlichen Gesundheitssystem mdglich,
soweit kein kardiochirurgischer Eingriff indiziert ist. Schwere Komplikationen bei Herzerkrankungen, die einen
operativen herzchirurgischen Eingriff notwendig machen, kénnen in 6ffentlichen Einrichtungen noch nicht behandelt

werden.

[Auswartiges Amt der BRD, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Kosovo Stand
September 2009, 19.10.2009, Seiten 18-23]

Neben den offentlichen Gesundheitseinrichtungen gibt es mittlerweile eine grol3e Anzahl von Privatpraxen und einige
privat gefuhrte medizinische Behandlungszentren, die eine Vielzahl von Behandlungsmdglichkeiten anbieten. Derzeit
gibt es 737 zugelassene Privatarzte und -praxen sowie 40 zugelassene Behandlungszentren. Das
Gesundheitsministerium veroffentlicht auf seiner Homepage Listen der zugelassenen Privatarzte und
Behandlungszentren geordnet nach medizinischen Fachgebieten sowie nach Namen, Anschriften und
Telefonnummern. Die Listen werden regelmalig aktualisiert und stehen im Internet als Download zur Verfugung
(www.mshgov-ks.org/veprimtaria_private/ipsh/).

Die derzeit grofBte privat betriebene Klinik mit dem umfangreichsten Behandlungsangebot ist die Euromed-Klinik in
Fushe Kosove, ca. 5 Kilometer von Pristina entfernt.

Ihre Ausstattung, arztliche Versorgung und Hygiene entspricht weitestgehend den in deutschen Krankenhdusern
bestehenden Standards. Die Klinik verfugt Gber drei Operationssale, eine Intensivstation mit sechs Betten, ein mit allen
erforderlichen Geraten ausgestattetes Labor sowie Uber eine Radiologie, die sich auf dem neuesten technologischen
Stand befindet. Ferner bestehen in der Klinik Abteilungen fur Innere Medizin, Neurologie, Neurochirurgie, Psychiatrie,



HNO, Orthopadie, Urologie, plastische Chirurgie, Gynakologie und Geburtshilfe, Padiatrie und Gefal3chirurgie. In der
Abteilung fur invasive Kardiologie kann eine komplette kardiologische Diagnostik durchgefuhrt werden. Fir die
stationare Behandlung stehen 26 Betten zur Verfagung.

Zudem gibt es zwei Privatkliniken zur ausschlieBlichen Behandlung von Herzerkrankungen. Die Privatklinik mit dem
Namen "Heart" am Stadtrand von Gjakové hat im April 2009 ihren Betrieb aufgenommen. Die raumliche und
medizinisch-technische Ausstattung entspricht einem hohen Standard. Eine herzchirurgische Abteilung inklusive
Intensivstation sind vorhanden. Die Klinik verflgt Uber 30 Betten. Die Personalstarke liegt bei ca. 40 Personen,
darunter funf Herzchirurgen und 30 Krankenschwestern und -pfleger.

Die zweite Klinik namens "EDA" wurde im Mai 2009 in Pristina erdffnet. Sie war zuvor ebenfalls in der Stadt Gjakové
ansassig und firmierte unter dem Namen "Intermed".

Alle auRerhalb der Basisversorgung im &ffentlichen Gesundheitssystem in Anspruch genommenen privatarztlichen
Leistungen sind vom Patienten selbst zu bezahlen. Die Kosten sind im Regelfall weitaus héher als die im offentlichen
Gesundheitssystem zu leistenden Zuzahlungen. Behandlungspreise sind zwischen Arzt und Patient frei verhandelbar.
Deshalb kann die Héhe der Behandlungskosten von Privatarzt zu Privatarzt unterschiedlich sein. Im

Vergleich mit z. B. in Deutschland erhobenen Kosten sind privatarztliche Behandlungskosten in Kosovo deutlich
niedriger.

[Auswartiges Amt der BRD, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Kosovo Stand
September 2009, 19.10.2009, Seiten 18-23]

Neben den Apotheken in &ffentlichen Gesundheitseinrichtungen existieren im Kosovo nach Presseberichten ca. 350
privat betriebene Apotheken. Im Bedarfsfall kdnnen nahezu alle erforderlichen Medikamente Uber die Apotheken aus
dem Ausland bezogen werden. [Auswartiges Amt der BRD, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in
Serbien u. Montenegro (Kosovo), 29.11.2007, Seiten 18-20]

Im Kosovo existiert grundsatzlich eine funktionierende Grundversorgung im Gesundheitswesen, allerdings liegt die
Gesundheitsversorgung wie auch die Moglichkeiten zur Behandlung bestimmter Krankheiten, nicht auf dem Niveau
westeuropaischer Staaten.

Fir bestimmte Personengruppen ist die Gesundheitsversorgung kostenlos; allerdings werden seitens des
medizinischen Personals gewisse "Aufmerksamkeiten" erwartet. Diese "Aufmerksamkeiten" haben jedoch - in der
Regel flir Angehdrige der albanischen Volksgruppe - keine existenzbedrohenden AusmaBe. [XXXX: Allgemeines
Gutachten zur Situation im Kosovo, 15.02.2007 , Seite 12]

2. Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich aus folgender Beweiswirdigung:

2.1. Die Feststellungen zur Identitat, zur Staatsangehdorigkeit sowie zu den persénlichen und familidren Verhaltnissen
des Beschwerdefiihrers in Osterreich und im Kosovo ergeben sich aus seinen diesbeziiglich glaubwiirdigen Angaben
vor dem Bundesasylamt und den vorgelegten Dokumenten (UNMIK-Personalausweis, UNMIK-FUhrerschein,
Heiratsurkunde, Haushaltsbestatigung). Die Feststellungen in der Verstandigung vom 22.11.2010 blieben zudem in der
Folge unbestritten.

Die Feststellung zum Fluchtgrund des Beschwerdeflhrers ergibt sich aus den diesbeziglich nachvollziehbaren
Angaben des Beschwerdefiihrers.

Die Feststellung, dass der Beschwerdefiihrer keine Probleme mit den Behdérden im Kosovo hatte, ergibt sich aus den
Angaben des Beschwerdefiihrers.

Die Feststellungen zur zuklnftig erwartbaren (existenziellen) Situation des Beschwerdefiihrers im Falle einer Rickkehr
ergeben sich aus den obigen Berichten und den diesen nicht entgegenstehenden Angaben des Beschwerdeflhrers im
Verfahren.

2.2 Die Feststellungen zur allgemeinen, politischen und wirtschaftlichen Lage im Kosovo stiitzen sich auf objektives, im
Rahmen eines schriftlichen Parteiengehors vom 22.11.2010 in das Verfahren eingebrachtes Berichtsmaterial, Uber das
angesichts der Seriositdt und Plausibilitat seiner Aussagen kein Zweifel hinsichtlich der Richtigkeit besteht. Diese
Feststellungen blieben in der Stellungnahme vom 10.12.2010 unbestritten. Die in der Beschwerde erwahnten Berichte
aus dem Jahre 2006 sind mangels Aktualitat dem gegenstandlichen Verfahren nicht zugrunde zu legen.



3. In rechtlicher Hinsicht ist dazu Folgendes auszufihren:

3.1. Da der dem vorliegenden Verfahren zugrunde liegende Antrag auf internationalen Schutz nach dem 31.12.2005
eingebracht wurde, ist das Verfahren gemafR 88 73, 75 Abs. 1 AsylG nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 zu
fihren.3.1. Da der dem vorliegenden Verfahren zugrunde liegende Antrag auf internationalen Schutz nach dem
31.12.2005 eingebracht wurde, ist das Verfahren gemall Paragraphen 73, 75, Absatz eins, AsylG nach den
Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 zu fuhren.

3.2. GemaR § 75 Abs. 7 Z 2 AsylG 2005 sind am 1. Juli 2008 beim Unabhéangigen Bundesasylsenat anhangige Verfahren
gegen abweisende Bescheide, in denen eine mindliche Verhandlung noch nicht stattgefunden hat, von dem nach der
ersten Geschaftsverteilung des Asylgerichtshofs zustandigen Senat weiterzufiihren. Das vorliegende Verfahren war seit
01.06.2007 (Einlangen der Berufungsvorlage) beim unabhangigen Bundesasylsenat anhangig und es hat vor dem 1. Juli
2008 keine mundliche Verhandlung stattgefunden.3.2. Gemal3 Paragraph 75, Absatz 7, Ziffer 2, AsylG 2005 sind am 1.
Juli 2008 beim Unabhéngigen Bundesasylsenat anhangige Verfahren gegen abweisende Bescheide, in denen eine
mundliche Verhandlung noch nicht stattgefunden hat, von dem nach der ersten Geschaftsverteilung des
Asylgerichtshofs zustandigen Senat weiterzufUhren. Das vorliegende Verfahren war seit 01.06.2007 (Einlangen der
Berufungsvorlage) beim unabhdngigen Bundesasylsenat anhangig und es hat vor dem 1. Juli 2008 keine mundliche
Verhandlung stattgefunden.

Gemal’ § 61 Abs. 1 Z 1 Asylgesetz 2005 idFBGBI. | Nr. 4/2008 (AsylG 2005) entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten
oder, soweit dies in Abs. 3 oder 3a vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber Beschwerden gegen Bescheide des
Bundesasylamtes.Gemal Paragraph 61, Absatz eins, Ziffer eins, Asylgesetz 2005 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 4 aus 2008, (AsylG 2005) entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, oder 3a
vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes.

3.3. Gemal § 23 Abs. 1 AsylGHG (Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz; Art. 1 BGBGBI. | 4/2008 idF BGBI. | Nr. 147/2008)
sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor
dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit
der MalRgabe sinngemald anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.3.3.
Gemal} Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG (Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz; Artikel eins, BG Bundesgesetzblatt Teil
eins, 4 aus 2008, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 147 aus 2008,) sind, soweit sich aus dem Asylgesetz
2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt romisch eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem
Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr.
51, mit der Mal3gabe sinngemal anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

GemalR 8 66 Abs. 4 AVG hat die Rechtsmittelinstanz, sofern die Beschwerde nicht als unzuldssig oder verspatet
zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsichtlich
der Begriindung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehérde zu setzen und den angefochtenen Bescheid
nach jeder Richtung abzuandern.GemaR Paragraph 66, Absatz 4, AVG hat die Rechtsmittelinstanz, sofern die
Beschwerde nicht als unzulassig oder verspatet zurtickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist
berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begriindung ihre Anschauung an die Stelle jener der

Unterbehdrde zu setzen und den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

3.4. GemaRk § 3 Abs.1 AsylG ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat,
soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatssicherheit oder Zustandigkeit eines anderen Staates zurickzuweisen ist,
der Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne
des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flichtlingskonvention droht. Eine Verfolgung kann gemal 8 3 Abs.2 AsylG auch auf
Ereignissen beruhen, die eingetreten sind, nachdem der Fremde seinen Herkunftsstaat verlassen hat (objektive
Nachfluchtgriinde), oder auf Aktivitaten des Fremden beruhen, die dieser seit Verlassen des Herkunftsstaates gesetzt
hat, insbesondere, wenn diese Ausdruck einer bereits im Herkunftsstaat bestehenden Uberzeugung sind (subjektive
Nachfluchtgriinde). GemaR § 3 Abs.3 AsylG ist der Antrag bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten
abzuweisen, wenn dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (8 11) offen steht oder er einen
Asylausschlussgrund gesetzt hat (§ 6).3.4. GemaR Paragraph 3, Absatz eins, AsylG ist einem Fremden, der in Osterreich
einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatssicherheit oder
Zustandigkeit eines anderen Staates zurlckzuweisen ist, der Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn
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glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, Genfer
Fluchtlingskonvention droht. Eine Verfolgung kann gemaR Paragraph 3, Absatz 2, AsylG auch auf Ereignissen beruhen,
die eingetreten sind, nachdem der Fremde seinen Herkunftsstaat verlassen hat (objektive Nachfluchtgriinde), oder auf
Aktivitaten des Fremden beruhen, die dieser seit Verlassen des Herkunftsstaates gesetzt hat, insbesondere, wenn
diese Ausdruck einer bereits im Herkunftsstaat bestehenden Uberzeugung sind (subjektive Nachfluchtgriinde). GemaR
Paragraph 3, Absatz 3, AsylG ist der Antrag bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen,
wenn dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (Paragraph 11,) offen steht oder er einen
Asylausschlussgrund gesetzt hat (Paragraph 6,).

Nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention Uber die Rechtsstellung der Fltichtlinge,BGBI. Nr. 55/1955, in der Fassung
des Protokolls Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge, BGBI. Nr. 78/1974, ist Fliichtling, wer sich aus wohlbegriindeter
Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitdt, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der
politischen Gesinnung verfolgt zu werden, aul3erhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen.Nach Artikel eins, Abschnitt A
Ziffer 2, der Konvention Uber die Rechtsstellung der Fliichtlinge, Bundesgesetzblatt Nr. 55 aus 1955,, in der Fassung
des Protokolls tUber die Rechtsstellung der Flichtlinge, Bundesgesetzblatt Nr. 78 aus 1974,, ist Fluchtling, wer sich aus
wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen
Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, aul3erhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der
Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen.

Zentraler Aspekt dieses Flichtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung. Wohlbegriindet kann
eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und unter Berucksichtigung der
Verhéltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. zB VwGH 22.12.1999, 99/01/0334; 21.12.2000,
2000/01/0131; 25.1.2001,2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten
Situation tatsachlich fiirchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation (aus
Konventionsgriinden) flrchten wirde. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat in
die zu schitzende persdnliche Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff
geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Riickkehr in das Land
des vorigen Aufenthaltes zu begriinden. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer
mafgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Méglichkeit einer Verfolgung genlgt nicht (VwGH 21.12.2000,
2000/01/0131; 25.1.2001,2001/20/0011). Fur eine "wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung" ist es nicht erforderlich,
dass bereits Verfolgungshandlungen gesetzt worden sind; sie ist vielmehr bereits dann anzunehmen, wenn solche
Handlungen zu beflrchten sind (VWGH 26.2.1997, 95/01/0454; 9.4.1997,95/01/0555), denn die Verfolgungsgefahr -
Bezugspunkt der Furcht vor Verfolgung - bezieht sich nicht auf vergangene Ereignisse (vgl. VWGH 18.4.1996,
95/20/0239; vgl. auch VWGH 16.2.2000,99/01/0397), sondern erfordert eine Prognose. Verfolgungshandlungen, die in
der Vergangenheit gesetzt worden sind, kdnnen im Rahmen dieser Prognose ein wesentliches Indiz fur eine
Verfolgungsgefahr sein (vgl. dazu VwGH 9.3.1999, 98/01/0318). Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der
Grinde haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt (VWGH 9.9.1993, 93/01/0284; 15.3.2001,99/20/0128); sie muss
Ursache dafur sein, dass sich der Asylwerber auBerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen
Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewdhnlichen
Aufenthaltes zurechenbar sein (VWGH 16.6.1994, 94/19/0183; 18.2.1999, 98/20/0468). Relevant kann aber nur eine
aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss vorliegen, wenn der Asylbescheid erlassen wird; auf diesen Zeitpunkt hat die
Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit mafigeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den genannten
Grinden zu befurchten habe (vgl. VWGH 9.3.1999, 98/01/0318; 19.10.2000, 98/20/0233). Besteht fur den Asylwerber die
Moglichkeit, in einem Gebiet seines Heimatstaates, in dem er keine Verfolgung zu beflrchten hat, Aufenthalt zu
nehmen, so liegt eine inlandische Fluchtalternative vor, welche die Asylgewahrung ausschlie3t (vgl. VwWGH 24.3.1999,
98/01/0352). Das einer "inlandischen Fluchtalternative" innewohnende Zumutbarkeitskalkll setzt voraus, dass der
Asylwerber im in Frage kommenden Gebiet nicht in eine ausweglose Lage gerat, zumal auch wirtschaftliche
Benachteiligungen dann asylrelevant sein kdnnen, wenn sie jegliche Existenzgrundlage entziehen (VwGH 8.9.1999,
98/01/0614, 29.3.2001,2000/20/0539).Zentraler Aspekt dieses Flichtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegriindete
Furcht vor Verfolgung. Wohlbegriindet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des
Asylwerbers und unter Berlcksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist vergleiche zB
VWGH 22.12.1999, 99/01/0334; 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob sich
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eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich firchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte
Person in dieser Situation (aus Konventionsgrinden) furchten wurde. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter
Eingriff von erheblicher Intensitat in die zu schutzende personliche Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche
Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des
Heimatstaates bzw. der Ruickkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begrinden. Eine Verfolgungsgefahr ist dann
anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Moéglichkeit einer
Verfolgung genulgt nicht (VwGH 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001,2001/20/0011). Fur eine "wohlbegrindete Furcht
vor Verfolgung" ist es nicht erforderlich, dass bereits Verfolgungshandlungen gesetzt worden sind; sie ist vielmehr
bereits dann anzunehmen, wenn solche Handlungen zu beflrchten sind (VWGH 26.2.1997, 95/01/0454; 9.4.1997,
95/01/0555), denn die Verfolgungsgefahr - Bezugspunkt der Furcht vor Verfolgung - bezieht sich nicht auf vergangene
Ereignisse vergleiche VWGH 18.4.1996, 95/20/0239; vergleiche auch VwGH 16.2.2000,99/01/0397), sondern erfordert
eine Prognose. Verfolgungshandlungen, die in der Vergangenheit gesetzt worden sind, kénnen im Rahmen dieser
Prognose ein wesentliches Indiz fiir eine Verfolgungsgefahr sein vergleiche dazu VwGH 9.3.1999, 98/01/0318). Die
Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Griinde haben, welche Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK nennt
(VWGH 9.9.1993, 93/01/0284; 15.3.2001,99/20/0128); sie muss Ursache daflr sein, dass sich der Asylwerber auf3erhalb
seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem
Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewdhnlichen Aufenthaltes zurechenbar sein (VWGH 16.6.1994, 94/19/0183;
18.2.1999, 98/20/0468). Relevant kann aber nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss vorliegen, wenn der
Asylbescheid erlassen wird; auf diesen Zeitpunkt hat die Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit mal3geblicher
Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den genannten Grinden zu beflrchten habe vergleiche VwGH 9.3.1999,
98/01/0318;  19.10.2000, 98/20/0233). Besteht fir den Asylwerber die Moglichkeit, in einem Gebiet seines
Heimatstaates, in dem er keine Verfolgung zu beflrchten hat, Aufenthalt zu nehmen, so liegt eine inlandische
Fluchtalternative vor, welche die Asylgewahrung ausschlieBt vergleiche VwGH 24.3.1999, 98/01/0352). Das einer
"inlandischen Fluchtalternative" innewohnende Zumutbarkeitskalkil setzt voraus, dass der Asylwerber im in Frage
kommenden Gebiet nicht in eine ausweglose Lage gerat, zumal auch wirtschaftliche Benachteiligungen dann
asylrelevant sein konnen, wenn sie jegliche Existenzgrundlage entziehen (VwWGH 8.9.1999, 98/01/0614, 29.3.2001,
2000/20/0539).

Aus dem festgestellten Sachverhalt ergibt sich, dass der Beschwerdeflhrer keine Verfolgung iSd Art 1 Abschnitt A Z 2
Genfer Fluchtlingskonvention geltend gemacht hat.Aus dem festgestellten Sachverhalt ergibt sich, dass der
Beschwerdefiihrer keine Verfolgung iSd Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, Genfer Flichtlingskonvention geltend
gemacht hat.

Die vom Beschwerdeflhrer vorgebrachte Bedrohung durch die Familie seiner Ex-Freundin stellt eine Verfolgung durch
Private dar, die dem kosovarischen Staat nicht zugerechnet werden kann (vgl. etwa VwGH 13.11.2001, ZI.
2000/01/0098; 08.07.2000, ZI.99/20/0203; 21.09.2000, ZI.98/20/0557). Dass der Beschwerdeflhrer durch die dortigen
Behorden nicht wirksam Schutz vor den Bedrohungen der behaupteten Art finden kann, hat der Beschwerdefihrer im
vorliegenden Verfahren nicht glaubhaft dargetan, noch ist dies aufgrund der umfassenden Feststellungen Uber die
Situation im Kosovo ersichtlich bzw. ist auch nicht davon auszugehen, dass ein solcher Schutz aus Grinden, die in der
GFK ihren Ursprung haben, versagt worden ware. Zudem hat der Beschwerdefihrer auch keinen Versuch
unternommen, den Schutz der Behdrden in Anspruch zu nehmen. Aus den Feststellungen Uber die Lage im Kosovo ist
zudem ersichtlich, dass die Sicherheitsbehdrden ihre Aufgaben professionell erfullen und eine ausreichende
Schutzfahigkeit und Schutzwilligkeit der Behdrden gegeben ist. Da ein lickenloser Schutz vor privater Verfolgung
naturgemaf grundsatzlich von keinem Staat gewahrleistet werden kann, kommt dem Fehlen eines solchen auch keine
Asylrelevanz zu (VwWGH 04.05.2000, 92/20/0177).Die vom Beschwerdeflhrer vorgebrachte Bedrohung durch die Familie
seiner Ex-Freundin stellt eine Verfolgung durch Private dar, die dem kosovarischen Staat nicht zugerechnet werden
kann vergleiche etwa VWGH 13.11.2001, ZI. 2000/01/0098; 08.07.2000, ZI.99/20/0203; 21.09.2000, ZI.98/20/0557). Dass
der Beschwerdefuhrer durch die dortigen Behdrden nicht wirksam Schutz vor den Bedrohungen der behaupteten Art
finden kann, hat der Beschwerdefiihrer im vorliegenden Verfahren nicht glaubhaft dargetan, noch ist dies aufgrund
der umfassenden Feststellungen Uber die Situation im Kosovo ersichtlich bzw. ist auch nicht davon auszugehen, dass
ein solcher Schutz aus Grinden, die in der GFK ihren Ursprung haben, versagt worden ware. Zudem hat der
Beschwerdefiihrer auch keinen Versuch unternommen, den Schutz der Behdrden in Anspruch zu nehmen. Aus den
Feststellungen Uber die Lage im Kosovo ist zudem ersichtlich, dass die Sicherheitsbehdrden ihre Aufgaben
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professionell erflllen und eine ausreichende Schutzfahigkeit und Schutzwilligkeit der Behdrden gegeben ist. Da ein
lickenloser Schutz vor privater Verfolgung naturgemaf grundsatzlich von keinem Staat gewahrleistet werden kann,
kommt dem Fehlen eines solchen auch keine Asylrelevanz zu (VwGH 04.05.2000, 92/20/0177).

3.5. GemaR § 8 Abs. 1 AsylG ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat,
sofern dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird, der Status des subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn eine Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in
seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 und
Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder flr ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit infolge willkurlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts mit sich
bringen wirde. GemaR § 8 Abs.3 AsylG sind Antrage auf internationalen Schutz bezuglich der Zuerkennung des Status
des subsididr Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (8§ 11) offen steht.3.5.
GemaR Paragraph 8, Absatz eins, AsylG ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz
gestellt hat, sofern dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird, der Status
des subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn eine Zurlckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung des
Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der
Protokolle Nr. 6 und Nr. 13 zur Konvention bedeuten wiirde oder fiir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des
Lebens oder der Unversehrtheit infolge willklrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen
Konflikts mit sich bringen wirde. GemaR Paragraph 8, Absatz 3, AsylG sind Antrdge auf internationalen Schutz
beziglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche
Fluchtalternative (Paragraph 11,) offen steht.

Unter realer Gefahr ist eine ausreichend reale, nicht auf Spekulationen gegriindete Gefahr ("a sufficiantly real risk")
moglicher Konsequenzen fiur den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen (vgl. etwa VwGH vom 19.02.2004, ZI.
99/20/0573, mwN auf die Judikatur des EGMR). Es mussen stichhaltige Griinde fir die Annahme sprechen, dass eine
Person einem realen Risiko einer unmenschlichen Behandlung ausgesetzt wdre und es muissen konkrete
Anhaltspunkte dafur vorliegen, dass gerade die betroffene Person einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde. Die
bloRe Mdglichkeit eines realen Risikos oder Vermutungen, dass der Betroffene ein solches Schicksal erleiden kénnte,
reichen nicht aus.Unter realer Gefahr ist eine ausreichend reale, nicht auf Spekulationen gegriindete Gefahr ("a
sufficiantly real risk") moéglicher Konsequenzen fur den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen vergleiche etwa VWGH
vom 19.02.2004, ZI. 99/20/0573, mwN auf die Judikatur des EGMR). Es mussen stichhaltige Grinde fiir die Annahme
sprechen, dass eine Person einem realen Risiko einer unmenschlichen Behandlung ausgesetzt ware und es mussen
konkrete Anhaltspunkte dafur vorliegen, dass gerade die betroffene Person einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein
wlrde. Die bloBe Mdglichkeit eines realen Risikos oder Vermutungen, dass der Betroffene ein solches Schicksal
erleiden kénnte, reichen nicht aus.

Das Vorliegen eines tatsachlichen Risikos ist im Zeitpunkt der Entscheidung Uber einen Antrag auf internationalen
Schutz zu prifen. Gemald der Judikatur des VWGH erfordert die Beurteilung des Vorliegens eines tatsachlichen Risikos
eine ganzheitliche Bewertung der Gefahr an dem fur die Zul3ssigkeit aufenthaltsbeendender MaBnahmen unter dem
Gesichtspunkt des Art. 3 EMRK auch sonst glltigen MaRstab des "real risk", wobei sich die Gefahrenprognose auf die
personliche Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen hat
(vgl. VWGH vom 31.03.2005, ZI.2002/20/0582, ZI.2005/20/0095).Das Vorliegen eines tatsachlichen Risikos ist im
Zeitpunkt der Entscheidung Uber einen Antrag auf internationalen Schutz zu prifen. GemaR der Judikatur des VWGH
erfordert die Beurteilung des Vorliegens eines tatsachlichen Risikos eine ganzheitliche Bewertung der Gefahr an dem
far die Zulassigkeit aufenthaltsbeendender MaRRnahmen unter dem Gesichtspunkt des Artikel 3, EMRK auch sonst
glltigen Mal3stab des "real risk", wobei sich die Gefahrenprognose auf die personliche Situation des Betroffenen in
Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen hat vergleiche VWGH vom 31.03.2005,
Z1.2002/20/0582, ZI.2005/20/0095).

Die konkrete individuelle Lebenssituation des Beschwerdefiihrers vor dem Hintergrund der festgestellten
wirtschaftlichen und sozialen Verhaltnisse im Herkunftsstaat fuhrt nicht dazu, dass eine allfallige Abschiebung den
Beschwerdefihrer in eine unmenschliche Lage im Sinne von Art. 3 EMRK bringen wurde. Der Beschwerdeflhrer ist ein
gesunder und arbeitsfahiger 27-jahriger Mann. Vor dem Hintergrund der im Herkunftsstaat bestehenden
Einrichtungen fir Sozialhilfe und humanitare Hilfe ist nicht davon auszugehen, dass der Beschwerdefuhrer von derart
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auBergewohnlichen Umstanden betroffen sein wirde, die die hohe Eingriffsschwelle des Art 3 EMRK Ubersteigen und
eine massive Bedrohung seiner Lebensgrundlage bilden kénnten. Unter Bedachtnahme darauf, dass der
Beschwerdefiihrer wieder in seinem Elternhaus Aufnahme finden konnte, stellt sich die Unterkunftssituation als weit
besser gesichert dar, als die laut dem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 16. Juli 2003, Zahl:Die konkrete
individuelle Lebenssituation des Beschwerdeflihrers vor dem Hintergrund der festgestellten wirtschaftlichen und
sozialen Verhaltnisse im Herkunftsstaat fuhrt nicht dazu, dass eine allféllige Abschiebung den Beschwerdefiihrer in
eine unmenschliche Lage im Sinne von Artikel 3, EMRK bringen wirde. Der Beschwerdefihrer ist ein gesunder und
arbeitsfahiger 27-jahriger Mann. Vor dem Hintergrund der im Herkunftsstaat bestehenden Einrichtungen flr Sozialhilfe
und humanitdre Hilfe ist nicht davon auszugehen, dass der Beschwerdeflhrer von derart auBergewdhnlichen
Umstanden betroffen sein wiirde, die die hohe Eingriffsschwelle des Artikel 3, EMRK Ubersteigen und eine massive
Bedrohung seiner Lebensgrundlage bilden kénnten. Unter Bedachtnahme darauf, dass der Beschwerdefiihrer wieder
in seinem Elternhaus Aufnahme finden kdnnte, stellt sich die Unterkunftssituation als weit besser gesichert dar, als die
laut dem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 16. Juli 2003, Zahl:

2003/01/0059 als zwar prekar, aber unter dem Gesichtspunkt des Art. 3 EMRK noch ertraglich beurteilten Situation der
Unterbringung einer finfkopfigen Familie in einem beheizbaren Zelt in der GréRBe von neun Quadratmetern. Der
Beschwerdefuhrer kdnnte im Herkunftsstaat, so wie vor seiner Ausreise, in der elterlichen Landwirtschaft arbeiten und
so seinen Lebensunterhalt sicherstellen. Selbst wenn diese Mdglichkeit ausbleiben sollte, ist auch angesichts der
Moglichkeit der Inanspruchnahme sozialer und humanitarer Hilfe, sollte er dieser bedurfen, nicht davon auszugehen,
dass er bei einer Riuckkehr in seine Heimat dauerhaft in eine existenzbedrohende und ausweglose Lage gerat, die als
unmenschliche Behandlung im Sinne des Art. 3 EMRK zu bezeichnen ware.2003/01/0059 als zwar prekar, aber unter
dem Gesichtspunkt des Artikel 3, EMRK noch ertraglich beurteilten Situation der Unterbringung einer fiinfkopfigen
Familie in einem beheizbaren Zelt in der GroRBe von neun Quadratmetern. Der Beschwerdefiihrer konnte im
Herkunftsstaat, so wie vor seiner Ausreise, in der elterlichen Landwirtschaft arbeiten und so seinen Lebensunterhalt
sicherstellen. Selbst wenn diese Moglichkeit ausbleiben sollte, ist auch angesichts der Moglichkeit der
Inanspruchnahme sozialer und humanitarer Hilfe, sollte er dieser bedurfen, nicht davon auszugehen, dass er bei einer
Ruckkehr in seine Heimat dauerhaft in eine existenzbedrohende und ausweglose Lage gerat, die als unmenschliche
Behandlung im Sinne des Artikel 3, EMRK zu bezeichnen ware.

Aufgrund der Situation im Herkunftsstaat ergibt sich auch nicht, dass eine Riickkehr des Beschwerdefthrers fur ihn als
Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen
eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts mit sich brachte.

3.6. Gemall § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu verbinden,
wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als
auch der Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten abgewiesen wird. Gemafl § 10 Abs. 2 Z 1 AsylG
Ausweisungen nach Abs. 1 sind unzuldssig, wenn dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz
gestutztes Aufenthaltsrecht zukommt.3.6. Gemal3 Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG ist eine Entscheidung nach
diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl
bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsididr
Schutzberechtigten abgewiesen wird. GemalR Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer eins, AsylG Ausweisungen nach Absatz
eins, sind unzuldssig, wenn dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht
zukommt.

Aufgrund des Umstandes, dass die nunmehrige Ehefrau des Beschwerdeflhrers eine bulgarische Staatsangehorige ist,
die von ihrem Recht auf Freizligigkeit Gebrauch gemacht hat, kommt dem Beschwerdefihrer ein Aufenthaltsrecht
nach der Richtlinie 2004/38/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 Uber das Recht der
Unionsburger und ihrer Familienangehdrigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und
aufzuhalten, zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG,
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG (ABI. L 158
vom 30.04.2004, S. 77, berichtigte Fassungen: ABI. 2004, L 229, S. 35, und ABI. 2007, L 204, S. 28, [UnionsburgerRL]) zu
(vgl. dazu EuGH 25.7.2008, Metock, C-127/08, Slg. 2008, 1-0000 sowie VfGH vom 16.12.2009, U957/09, VfGH vom
26.04.2010, U2309/09). Es ist anzumerken, dass sich keine Hinweise auf das Vorliegen einer Scheinehe ergeben
haben.Aufgrund des Umstandes, dass die nunmehrige Ehefrau des Beschwerdefihrers eine bulgarische
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Staatsangehdrige ist, die von ihrem Recht auf Freiztgigkeit Gebrauch gemacht hat, kommt dem Beschwerdefihrer ein
Aufenthaltsrecht nach der Richtlinie 2004/38/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 Uber
das Recht der Unionsburger und ihrer Familienangehérigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen
und aufzuhalten, zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG,
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG Amtsblatt
L 158 vom 30.04.2004, S. 77, berichtigte Fassungen: Amtsblatt 2004, L 229, S. 35, und Amtsblatt 2007, L 204, S. 28,
[UnionsburgerRL]) zu vergleiche dazu EuGH 25.7.2008, Metock, C-127/08, Slg. 2008, 1-0000 sowie VfGH vom
16.12.2009, U957/09, VfGH vom 26.04.2010,U2309/09). Es ist anzumerken, dass sich keine Hinweise auf das Vorliegen
einer Scheinehe ergeben haben.

Somit kommt dem Beschwerdefiihrer ein nicht auf das AsylG gestutztes Aufenthaltsrecht zu, weshalb seine
Ausweisung gem. § 10 Abs. 2 Z 1 AsylG unzulassig ist.Somit kommt dem Beschwerdeflhrer ein nicht auf das AsylG
gestiutztes Aufenthaltsrecht zu, weshalb seine Ausweisung gem. Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer eins, AsylG unzuldssig
ist.

Dass die Asylbehorden keine Zustandigkeit haben, in Fallen des§ 10 Abs. 2 Z 1 AsylG 2005 eine Ausweisung zu
verflgen, ergibt sich aus dem Aufenthaltstitel selbst. Der Zweck eines Ausspruchs, die Ausweisung sei auf Dauer
unzuldssig, liegt darin, dass gemal § 44 a NAG ein Aufenthaltstitel gemaR § 43 Abs. 2 oder § 44 Abs. 3 NAG von Amts
wegen zu erteilen ist, wenn eine Ausweisung gemal § 10 AsylG 2005 rechtskraftig auf Dauer flr unzuldssig erklart
worden ist (vgl. die Erldut. zur RV des BG BGBI. | 29/2009 [mit dem § 10 Abs. 5 AsylG 2005 eingefuhrt worden ist], 88
BIgNR 24. GP, 3). Fremde, denen ein nicht auf das AsylG gestlitztes Aufenthaltsrecht zukommt, bedlrfen jedoch keines
solchen Aufenthaltstitels. Daher beschrankt sich der Ausspruch, die Ausweisung sei unzulassig, auf die Falle des § 10
Abs. 1 Z 2 AsylG, womit im vorliegenden Fall kein Abspruch Uber die Unzulassigkeit der Ausweisung vorzunehmen,
sondern lediglich der Spruchpunkt Ill. zu beheben war.Dass die Asylbehdrden keine Zusténdigkeit haben, in Fallen des
Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer eins, AsylG 2005 eine Ausweisung zu verfligen, ergibt sich aus dem Aufenthaltstitel
selbst. Der Zweck eines Ausspruchs, die Ausweisung sei auf Dauer unzulassig, liegt darin, dass gemaR Paragraph 44, a
NAG ein Aufenthaltstitel gemal3 Paragraph 43, Absatz 2, oder Paragraph 44, Absatz 3, NAG von Amts wegen zu erteilen
ist, wenn eine Ausweisung gemal Paragraph 10, AsylG 2005 rechtskraftig auf Dauer fur unzuldssig erklart worden ist
vergleiche die Erlaut. zur Regierungsvorlage des BG Bundesgesetzblatt Teil eins, 29 aus 2009, [mit dem Paragraph 10,
Absatz 5, AsylG 2005 eingefuhrt worden ist], 88 BIgNR 24. GP, 3). Fremde, denen ein nicht auf das AsylG gestutztes
Aufenthaltsrecht zukommt, bedurfen jedoch keines solchen Aufenthaltstitels. Daher beschrankt sich der Ausspruch,
die Ausweisung sei unzulassig, auf die Falle des Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG, womit im vorliegenden Fall
kein Abspruch Uber die Unzulassigkeit der Ausweisung vorzunehmen, sondern lediglich der Spruchpunkt rémisch drei.
zu beheben war.

3.7. GemaR § 41 Abs. 7 AsylG hat der Asylgerichtshof § 67d AVG mit der Mal3gabe anzuwenden, dass eine mundliche
Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart
erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen
entspricht. Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zur auRRer Kraft getretenen Regelung des Art. Il Abs. 2 lit.
D Z 43a EGVG war der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Berufung nicht als geklart anzusehen,
wenn die erstinstanzliche Beweiswirdigung in der Berufung substantiiert bekampft wird oder der Berufungsbehoérde
erganzungsbedurftig oder in entscheidenden Punkten nicht richtig erscheint, wenn rechtlich relevante Neuerungen
vorgetragen werden oder wenn die Berufungsbehdrde ihre Entscheidung auf zusatzliche Ermittlungsergebnisse
stutzen will (VwGH 02.03.2006, 2003/20/0317 mit Hinweisen auf VwGH 23.01.2003,2002/20/0533; 12.06.2003,
2002/20/0336).3.7. Gemald Paragraph 41, Absatz 7, AsylG hat der Asylgerichtshof Paragraph 67 d, AVG mit der
Maligabe anzuwenden, dass eine mundliche Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage
in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zur auller Kraft
getretenen Regelung des Artikel romisch zwei, Absatz 2, lit. D Ziffer 43 a, EGVG war der Sachverhalt aus der Aktenlage
in Verbindung mit der Berufung nicht als geklart anzusehen, wenn die erstinstanzliche Beweiswurdigung in der
Berufung substantiiert bekampft wird oder der Berufungsbehorde erganzungsbedurftig oder in entscheidenden
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Punkten nicht richtig erscheint, wenn rechtlich relevante Neuerungen vorgetragen werden oder wenn die
Berufungsbehorde ihre Entscheidung auf zusatzliche Ermittlungsergebnisse stutzen will (VwGH 02.03.2006,
2003/20/0317 mit Hinweisen auf VwGH 23.01.2003,2002/20/0533; 12.06.2003, 2002/20/0336).

Gemal} dieser Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnte im vorliegenden Fall die Durchfihrung einer
mundlichen Verhandlung beim Asylgerichtshof unterbleiben, da der maligebliche Sachverhalt aus der Aktenlage in
Verbindung mit der Beschwerde geklart war. Was das Vorbringen des Beschwerdeflhrers in der Beschwerde betrifft,
so findet sich in dieser kein neues bzw. kein ausreichend konkretes Tatsachenvorbringen hinsichtlich allfalliger
sonstiger Fluchtgriinde des Beschwerdefiihrers. Auch tritt der Beschwerdeflhrer in der Beschwerde den seitens der
Behorde getatigten beweiswirdigenden Ausfihrungen nicht in ausreichend konkreter Weise entgegen.

Der Asylgerichtshof hat die zum nunmehrigen Entscheidungszeitpunkt aktuellen Feststellungen zur allgemeine
Situation der Republik Kosovo, zu den familidren und persénlichen Verhaltnissen des Beschwerdefihrers in Osterreich
und im Kosovo und seiner Rickkehrsituation dem Beschwerdeflihrer gem. § 45 AVG mit Schreiben vom 04.10.2010 zur
Kenntnis gebracht (zum Auslangen einer schriftlichen Stellungnahmeméglichkeit zur Wahrung des Parteiengehors
siehe VwWGH vom 17.10.2006, 2005/20/0459, VfGH vom 10.12.2008,U80/08-15). Diesen Feststellungen des
Asylgerichtshofes hat der Beschwerdeflhrer nichts entgegengesetzt.Der Asylgerichtshof hat die zum nunmehrigen
Entscheidungszeitpunkt aktuellen Feststellungen zur allgemeine Situation der Republik Kosovo, zu den familidaren und
personlichen Verhéltnissen des Beschwerdefiihrers in Osterreich und im Kosovo und seiner Riickkehrsituation dem
Beschwerdefiihrer gem. Paragraph 45, AVG mit Schreiben vom 04.10.2010 zur Kenntnis gebracht (zum Auslangen
einer schriftlichen Stellungnahmemoglichkeit zur Wahrung des Parteiengehors siehe VwWGH vom 17.10.2006,
2005/20/0459, VfGH vom 10.12.2008,U80/08-15). Diesen Feststellungen des Asylgerichtshofes hat der
Beschwerdefiihrer nichts entgegengesetzt.

Insgesamt war damit von einem geklarten Sachverhalt auszugehen, zumal der Beschwerdeflihrer auch keine
konkreten Umstande oder Sachverhaltselemente zur vorgehaltenen Situation im Herkunftsstaat nannte, die dieser
Beurteilung entgegenstehen wirden.

Schlagworte

Aufenthaltsrecht, Ehe, mangelnde Asylrelevanz, non refoulement, private Verfolgung, Recht auf Freiziigigkeit,
Richtlinienkonformitat, Spruchpunktbehebung-Ausweisung, staatlicher Schutz
Zuletzt aktualisiert am

25.02.2011

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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